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Nummer 8

Re Eutſcheldung.

Die Entſcheidung iſt gefallen. Die Reaktion hat ihr
Ziel erreicht

Am 6. April, vor der endgültigen Nominierung

ſchneiden!

n

e

Hindenburgs, ſchrieb die rechtsvolksparteiliche Täg
liche Rundſchau“: „Wir halten den Gedanken,
den Feld marſchall Hindenburg zum Praäſidentſchafts
kandidaten zu machen, überhaupt für unglücklich.
Das Amt des Reichspräſidenten iſt ein politiſche s
Amt, kein militäriſches, und es erfordert die
volle Krafteines überragenden Mannes,der noch in den beſten Jahren ſteht. Der
r m arſchgt v. Hindenburg aber iſt nahezu an

Am 7. drahtete der alte Feldmarſchall nach
Berlin: „Jch erkläre hiermit, daß ich wegen meines

hohen Alters den verantwortungsvollen
Poſten eines Reichspräſidenten zu übernehmen nicht

in der Lage bin“ Und am 8. April hatte der
Großadmiral von Tirpitz den Greis zur An
nahme überredet!
Das Schild war aufgerichtet, hinter dem die Reaktio
näre aller Schattierungen Monarchiſten, Militariſten,
Großagrarier, Schwerinduſtrielle gemeinſam, wenn
guch keineswegs einig, für die Erlangung der Macht

mpfen wollten. Wir haben ja Einblick in eine Ge
imſitzung der D. N. erhalten und ſind über die freund

Thälmann dafür zu bedanken, daß „die Hoffnung

Halle (Sy,

ja eben verhandelt Dieſes Kabinett, dem
Caillaux hoch vor kurzem als Deutſchenfreund
und Landesverräter verſchrien und verbannt ange
hört, war gewillt, eine Verſtändigungs politik
mit Deutſchland zu treiben. Die franzöſiſchen Natio
naliſten ſchäumten Da fällt die Präſidentſchaft des
Feldmarſchalls Hindenburg diedeutſche Heraus forderung wie der
„Temps“ einen aufpeitſchenden Artikel überſchreibt,

„wie ein Froſt auf Europas Hoffnungen“. Die franzöſiſchen Nationaliſten trium-
phieren Die Jnternationale der Nationaliſten hat
wieder einmal geſiegt, zum Schaden der Befriedung
Europas

Ein frevelhaftes Spiel iſt von der Rechten mit dem
greiſen Feld marſchall und dem deutſchen Volke getrieben
worden, und das Spiel iſt den verantwortungsloſen
Drahtziehern gelungen. Die „hundsgemeinen Flug
blätter“ und ſonſtigen „Gemeinheiten“ haben gewirkt,
und die Spekulation auf die Sentimentalitat
und den un politiſchen Sinn eines Teiles des
deutſchen Volkes iſt geglückt. Eines Teiles: denn
nur eine Minderheit des deutſchen Volkes hat
Hindenburg gewählt. Der Rechtsblock hat ſich bei Herrn

der D. N.“ nicht vernichtet iſt.
Allein wie dem auch ſei Hindenburgiſt ge

wählt; und wir als Demokraten erkennen ihn nun
aſtlichen Gefühle dieſer Partei gegen Herrn Streſe-

mann und über manch andere intereſſante Einzelheiten,
r allem die edlen Wahlmethoden der Rechten, gut

id reichlich unterrichtet. Und wir müſſen feſtſtellen,
die D. N. im Gegenſatz zu ihren Verſprechungen
Annahme der DawesGeſetze, in Punkto Aufwer
Sfrage u. ſ. f. ihre in jener Sitzung gegebenen

Verſprechen reſtlos erfüllt haben: Sie haben hund s
ine Flugblätter“ in Ausſicht geſtellt und

n auf dieſem Gebiete alle Erwartungen übertroffen J
wollten „vor Gemeinheiten nicht zurück
en ſie haben vor keiner Gemeinheit Halt

Sie haben verſprochen, alle Wahlmüden
einen bereits organiſierten Schlepper

acht.e
t“ zu erfaſſen; ſie haben auch dieſes Gelübde ge

halten. Alte und jüngere Männlein und Weiblein

inden ja reichlich zur Verfügung. Es wurde nichts
äumt, denn Miniſter Schiele hatte ja in be
ichen Worten erklärt: „Bei Niederlage dürfte die

hte Hoffnung der D. N., zum mindeſten für die nächſten
Jahre, völlig vernichtet ſein. Die Hof fnüng

D. N.! Für ſie mußte mit allen Mitteln gekämpft
n. Mochte das Vaterland darüber zugrunde

gehen was kümmert das nationale Männer
Derſelbe Miniſter Schiele wußte genau, welche Ge
fahren durch die Kandidatur Hindenburg in außen

d wirtſchaftspolitiſcher Beziehung Deutſchland droy
n. Hat doch die Reichsregierung, der
s Innenminiſter angehört, über die diplomaliſchen
richte unſerer Auslandsvertreter endlich die Erklä

rung abgegeben Richtig iſt, daß in den meiſten
der vorliegenden Berichte nicht in allen betont

datur
keit des Auslandes Bedenken hervorge-rufen habe Die zum Ausdruck gebrachten Be

nken bezogen ſich einmal darauf, ob die Aufſtel
nung der Kandidatur Hindenburg dre
ufrollung der aktuellen Frage Mo

der deutſchen Außenpolitik eingeleitet
werden ſoll, und endlich darauf, ob die hinter

r Kandidatur ſtehenden Kräfte ſtark
nug wären, den Feldmarſchalk ſelbſtdie Bahn einer monarchiſtiſſche mili

ariſtiſchen Richtung zu ziehen! Dieſe Er
lärung der Reichsregierung wird der ſchwarzrotagol

Dene Außenminiſter Streſemann durchgeſetzt haben,
Zegen den Widerſpruch auch des ſchwarzweißroten
Parteiführers Streſemann. Dieſer Widerſtand dürfte

vch nicht allzu ſtark geweſen ſein, da Herrn Streſe
mann immer klarer geworden ſein muß, daß der Sieg
Hindenburgs ebenſowohl ſeiner Partei, wie dem Außen
miniſter und der von ihm geführten Politik perhängnis

joldenen Ohr des Reichsaußenminifters Streſemann
genehm klingen.
Das Kabinett Painlevs-Brigand hatte dieAbſicht, den Faden der Verſtändigung weiterzuſpinnen

Painlevs Friedensfreund und Mitglied der ftan
c zöſiſchen Liga für Menſchenrechte hat in ſeiner Re

gierungserklärung Töne angeſchlagen, wie wir ſie von
Seiten bes offiziellen Frankreich noch nicht dernommen
aben; „Die Regierung wird ſich bemühen,
die Garantien fär Frieden und Sicherheit zu vermehren und zu verſtärken,
elche zwiſchen den Völkern die ſich imw

r der Schlachten gegen überſtanden,
Htwendig ſind. Und der Außenminiſter
riand erklärte: „Mit Deutſchland zu verhandeln,4 iſt ſchwer? Aber meine Herren, es iſt doch ſelbſt

verſtändlich, daß Deutſchland ſeine Vor

wurden von ihnen zur Wahlurne geſchleppt, Autos
h

Herr Schiele

worden iſt, daß die Aufſtellung der Kandi-
Hindenburgs in der Oeffentlich-
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mehr als unſeren Reichspräſidenten an. Die Anhänger
des Volksblocks haben den ganzen Wahlkampf über in
Schrift und Rede voll Ehrerbietung von Hindenburg
geſprochen, trotz der niedrigen Angriffe der Gegner auf
Unſeren hervorragenden Kandidaten Marx. Wir wer
den uns auch das Benehmen der D. N, unſerem unver
geßlichen erſten Reichspräſidenten gegenüber
nicht zum Vorbild nehmen, ſondern dem Präſidenten
des Deutſchen Reiches die ſchuldige Achtung zollen, ſo
lange er „die Verfaſſung und die Geſetze des Reiches

vor ſeinen Freunden ſchützt.
Am 12. September 1922 ſchrieb der Feldmarſchall

Hindenburg an Wilhelm II. einen mit „Aller Durch
lauchtigſter, Großmächtigſter Kaiſerl! Allergnädigſter
Kaiſer, König und Herr!“ überſchriebenen Brief, der
folgenden Satz enthält: „Euren Majeſtät bitte ich, am
Schluſſe dieſer Darlegung ehrerbietigſt noch
mals verſichern zu dürfen, daß ich mein
Leben lang in unbegrenzter Treue zumeinem Kaiſer, König und Herrn geſtan
den habeund ſtehen werde“ In einigen Tagen
ſoll der greiſe Feld marſchall in die Hand des
ſozialdemokratiſchen ReichspräſidentenLoebe unter der ſchwarz rote goldenen
Fahne der Republik den Eid auf die Wel
marer Verfaſſung leiſten, deren erſter und grund
legender Satz lautet: „Das deutſche Reich iſt
eine Republik F. M. D.

gegangen den Erſcheinungstag des

„Politiſchen

„Politiſchen

n unſere Leſer
Aus den Kreiſen unſerer Leſer iſt uns vielfach der Wunſch zue

von der Mitte der Woche auf das Ende der Woche zu verlegen. Wir
folgen dieſem Wunſche und werden künftig nicht mehr den Donnerstag,
ſondern den Sonnabend als Ausgabetag anſetzen, ſodaß für unſere

auswärtigen Leſer die Zuſtellung des

am Sonntag erfolgt. Dieſe Aenderung tritt mit dem 1. Mai in Kraft.

Wenweiſer“

Die Schriftleitung.

Wenn „emamht“ wird.
Von einem Fachmann.

Dieſer vor einigen Wochen geſchriebene Auf
ſatz dürfte nach den Erlebniſſen des ſoeben
hinter uns liegenden Wahlkampfes von be
ſonderem Intereſſe ſein; vor allem erſcheinen
einzelne Mitteilungen gus der Geheimſitzung
der D. N. Wahlmacher, über die wir unſeren
Leſern in der vorigen Nummex berichten konn
ten, in neuem Licht. („50 000 M. ſind von der
Hugenberg Seite gekommen „1100Zeitungen bekommen ſchon ſeit einer Woche
die Matern unentgeltlich u ſ. f.

Schriftl.

Am 6. Dezember, am Vorabend der Reichstagswahl,
veröffentlichte der demokratiſche Reichstagsabgeordnete
Exkelenz im Berliner Tageblatt einen ſehr beachtlichen
Artikek, der die Tatſache der ſyſtematiſchen, mit ſtärkſten
und mannigfachſten Hilfsmitteln betriebenen Preſſe
arbeit der beiden Rechtsparteien ſpeziell in ihrer Bedeu
tung für das reichsweſtliche Jnduſtriegebiet, mit
dankenswerter Deutlichkeit beleuchtete.

In den führenden Kreiſen der republikaniſch orien
tierten Parteien ſcheint man die Bedeutung der von
volksparteilicher und deutſchnationaler Seite methodiſch
betriebenen Einflußnahme auf die breiten Maſſen
durch das Inſtrument der Preſſe und der mit ihr zu
ſantmenhängenden Organiſgtionen vielfach zu Unter
e Anders iſt es jedenfalls kaum zu erkkären,
äß gerade ſeitens der Deutſchen Demokratiſchen

Partei Zentrum und Sozialdemokratie verfügen über
die für ihre Wählerſchaft boerechteten Preſſe Einrich
tungen und vermögen aänch unmittelbar ſtärker guf ihreWahler einzuwirken als die Deutſche Demokratiſche
Partei) bisher nichts Durchgreifendes geſchehen iſt,

um der durch die volksparteilich-deutſchnationale
Preſſe Phalanr für das dempkratiſche Prinzip in

le füch t gewann wie wir Deshalb wird
Deutſchland herauſbeſchworenen Gefahr eine ſtarke Ab
wehr entgegenzuſe hen

e

ePe
e

Die „Durchhaltepreſſe“.

Die Anfänge der ſyſtematiſch betriebenen rechtspoli
tiſchen Einflußnahme auf die Preſſe reichen zurück bis
ins Jahr 1917, als der Geheime Finanzrat Dr. Hugen
berg im Auftrag der für das „Dürchhalten“ verzweifelt
ich einſetzenden Schwerinduſtrie die bekannte „Vera

erlags- Anſtalt m. b. H.“ in Berlin gründete.
Die Vera, mit einem Kapital von vier Millionen Mark
ausgerüſtet, hatte die ſpezielle Aufgabe, die politiſche
Einflußnahme auf die Preſſe im Sinne des „Durch
haltePrinzips“ geſchäftlich zu organiſieren. Es ſollte
dies durch maßgebende Beteiligung an Zeitungs
Unternehmüngen, Unterſtützung notleidender, für das
„Durchhalten“ ſich einſetzender Zeitungsbetriebe, ver
bunden mit geſchäſtlicher Kontrolle dieſer Unterneh
mungen und durch organiſatoriſche Beratung und
Förderung der für die Durchhalte-dee wichtigen
Blätter geſchehen.

Der ausgedehnteren Durchführung dieſes Pro
gramms machte allerdings 1918 die Revolution ein
Ende, als das „Durchhalten“ den Zuſammenbruch
brachte. Aber das Ende war nur ein ſcheinbares, denn
die Vera, die ihr Kapital rechtzeitig ſicher angelegt
hatte, verlegte ſich bald im größeren Ausmaß auf
„PreſſeBeratung“ (im Sinne ihrer Geldgeber), auf
Gründungen, Finanzierungen und Sanierungen rechts
gerichteter Zeitungsunternehmungen mit dem Ziel ent
ſcheidender Beteiligung und geſchäftlicher Kontrolle.
Jhr Aufſichtsrats Vorſitzender war und blieb der
deutſchnationale Abgeordnete Dr. Hugenberg, dorſelbe,
der auch im Aufſichtsrat der Scherl-Unternehmungen,
der TelegraphenUnion, des Deutſchen Preſſe Dienſtes,
der Mutuum, Alterum, der Mitteldeutſchen Verlags
Aktien Geſellſchaft ErfürtHalle, der München Augs
burger Abendzeitung und einer ganzen Anzahl anderer
Preſſe Unternehmungen die entſcheidende Stimme hat.

Die Korreſpondengfubrit.
Die Telegraphen Union iſt heute faſt deutſchnatio

al eingeſtellt; das „Redakttons Revirement, das vor
eitt paar Monaten ſtattfand, war der deutliche Beweis
für die weitere Abſchwenkung des Jnſtituts nach
rechts. Die Telegraphen Union gibt aber als „Kor
reſpondenzen Fabrik nicht nur deutſchnational ge
färbtes Material heraus ſondern ſie liefert auch ſo
genanntee unparteiiſche“, volksparteiliche, demokra
tiſch ſein ſollende und ſogar zentrumsmaäßig übertünchte l

nennen

der „Unparteilichkeit

geſagt. die

Provinz mit fertig

1. Jahrgang

Beiträge an ihre Abnehmer, je nach Wahl und Wunſch
Die Telegraphen-Union bedient rund 1200 deutſche
Blätter aller Größen. Was dies bei der tatſächlichen
inneren Einſtellung des Jnſtituts an Möglichkeiten
der Einflußnahme auf die öffentliche Meinung und die
Volksſtimmung bedeutet, braucht nicht erſt dargelegt
zu werden. Es braucht nicht einmal immer direkte
Einflußnahme zu ſein, die hier unheilzeugend am
Werke iſt; es genügt ſchon (wie Erkelenz in ſeinem
Artikel im Berliner Tageblatt es ſehr treffend darlegt)
das ſyſtematiſche Unterdrücken beſtimmter Nachrichten
und Tatſachen, deren Verbreitung den ideenmäßigen
Lenkern dieſes Jnſtituts nicht wünſchenswert erſcheinen
mag, um diejenigen, deren Intereſſen parteipolitiſch
mit denen der Drahtzieher der Telegraphen Union nicht
parallel laufen, aufs empfindlichſte zu ſchädigen. Vom
tendenziöſen „Friſieren“ und Kommentieren von Nach
richten und Meldungen ganz zu ſchweigen.

Nicht weniger gefährlich als die von Hugenberg
dirigierte Telegraphen Union (deren Auslandsdienſt im
übrigen in der Hauptſache aus Stinnesſchen Quellen
geſpeiſt wird) iſt die Wipro, die ſogenannte „Wirt
ſchafts Beratung der Provinzpreſſe“, die ihren Sitz im
Berliner Scherlhaus hat. Sie iſt auf die kleinere Pro
vinz Preſſe berechnet, die ſie mit allem verſorgt, deſſen
ſie bedarf mit Matern, NachrichtenMateriat,
manen und allem übrigen. Sie kann das, da ſie ja
nicht in erſter Linie ein Erwerbs- Unternehmen zu ſein

„braucht, zu ſo billigen Preiſen, daß ſie die Konkurreng
meiſt aus dem Felde zu ſchlagen vermag. Alles an ihr
iſt auf „in direkte Einflußnahme eingeſtellt. Sie
iſt materialmäßig veileibe nicht etwa deutſchnational
oder volksparteilich weithin ſichtbar gefärbt; ſie nennt
ſich vielmehr „unparteiiſch“. Ihr Material wird aber
aus dem Scherlſchen Fundus extrahiert, und ihre Wir
kung iſt um ſo bedenklicher, als das Aushängeſch

t manche ProvinzVerkegerlockt, die bei Kenntnis r

Verlages e uRumpelſtilzchens Verleumdungsquelle.

Der Deutſche Preſſe-Dienſt“
beerenſtraße in Berlin, dem der deutſchnationale Publi
ziſt Adolf Stein vorſteht, und deſſen Aufſichtsrat eben
falls Hr. Hugenberg führt, liefert das deutſchnationale
Verhetzungs Material für die Provinz Preſſe der
Rechten, u. a. die bekannten „Rumpelſtilzchen »Brieſe,
die in ihrer Art ein außerordentlich wirkungsvolles
deutſchnationales Propaganda Material darſtellen.
Kine Anzahl Matern-Korreſpondenzen in

in der Groß

o e is der Zuſammenhänge ſicher voneiner Verbindung abſehen würden. Die Wipro iſt, kurg
Provinzbvertriebs Zentrale des Scherl

Berlin, die die kleineren und kleinſten Blätter in der S S
e Zeitungs Materialverſorgen, ſind von

erworben worden und leiſten Dienſt im Sinne derrechts politiſchen PreſſeBeeinſluſſung, ohne daß dies
nach außen hin in die Erſcheinung tritt e

Die VeraVerlagsanſtalt m. b. H. in Berlin hin
wiederum kontrolliert alle die Unternehmungen, denen
Dr. Hugenberg naheſteht, namentlich auch die provin
ziellen Zeitungsbetriebe, die ſeit 1919 überall im Reich

er Hugenberg- Gruppe ebenfalls

aufgetaucht ſind, zum Teil neu begründet, zum Teil
durch Beteiligungs- Uebernahme oder Kauf dienſtbar
gemacht. Hugenberg hat auf dem Gebiet der Preſſe
Transaktionen zum Teil mit Dr. Voegler, dem Ver
trauensmann von Stinnes, zuſammengearbeitet. Beide
haben es verſtanden, durch Intereſſierung der Jn

duſtrie oder der ParteiOrganiſationen die Mittel zu
ſammenzubringen. um beim planmäßigen Aufbau der
über das ganze Reich verzweigten Preſſe Organiſation
recht großzügig operieren zu können. Hugenberg hat
es auch zu ermöglichen gewußt, überall da kapital- und
beſtimmungsmäßig einzudringen, wo Gründungen
aufkamen und ſich entwickelten die, obwohl „national
orientiert“ doch von rechtspolitiſcher Dienſtbarmachung

nichts wiſſen wollten. t JSo zieht ſich die Schlinge der rechtspolitiſchen Ein
flußnahme auf die deutſche Preſſe von der Telegraphen
Union über die Vera und Wipro bis zu den feinſten
Veräſtelungen der Hugenbergſchen Organiſation: Der
breiten Oeffentlichkeit unbekannt und unſichtbar, und
in ihren Wirkungen mitunter ſelbſt von Unterrichteten
nicht erſpäht. Was es aber bedeutet. wenn (vbeiſpiels-
weiſe) die TelegraphenUnion eine beſtimmte Nachricht
unterdrückt oder nach ihrem Geſchmack „friſtert“, und
dieſe Korrektur der Wirklichkeit ſich dann in rund 1200
deutſchen Zeitungen als „öffentliche Meinung wieder
ſpiegelt, das ergibt ſich, ſchon allgemein politiſch be
trachtet, von ſelbſt. Oder: Es beliebt der Telegraphen
Union oder der Wipro, in den von ihnen heraus
gegebenen für das jeweilige Bedürfnis zurechtgemach
ten Dienſten einen beſtimmten Gedanken zu propa
gieren oder der Oeffentlichkeit ſo nebenbei eine indirekt
wirkende rechtpolitiſche Pille zu ſervieren: Andern Tags
geht die ſo betriebene Propaganda, ohne daß das Gros
der Leſerſchaft etwas merkt, durch Hunderte von Preſſe
Organen, die von dem auf ihre Tendenz verübten
Attentat naturgemäß keine Ahnung haben, hinaus ins
Land. Steter Tropfen höhlt den Stein und was auf
dieſem Gebiet von den Leuten der Hugenberg- Gruppe
ſchon geleiſtet worden iſt, verdient ernſteſte Beachtung
Neuerdings verſucht der HugenbergKonzern auch,
in den Bilderbeilagen Vertrieb für die Tagespreſſe
eingudringen, wozu der Fundus der Scherlſchen
Woche ind der übrigen illuſteterteg VerlagsErſcher

nungen Scherls die austeichenden Mönhchkeiten dietet.
Das Bild wirkt den Leſer och weit ſuggeſtivet als
das gedruckte Wort was hier an propagandiſtiſcher
Ausnuhung denkvar erſcheint, wird ſicherlich bald in
Wirken der Hugenberg- Gruppe ſichtbar werden. Daß
u dem Konzern auch zwei Film Unternehmungen ge
ören, ſei in dieſem Zuſammenhang noch ergänzend

bemerkt eh ſoleeh

S
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Deutſche Friedens

politik.
Von

Heinrich Koch (Saarbrücken).
Dieſer Aufſatz, der der ausgezeichneten

Monatsſchrift „Echo der jungen Demokratie“
entſtammt, iſt vor der Präſidentenwahl ge
ſchrieben, gewinnt aber nach der Wahl des
Feldmarſchalls Hindenburg an Be
deutung Schriftl.Zwiſchen die Kriegsjahre ſchiebt ſich ein Jahr nach

Dem andern. Der Abſtand wird größer. Das hat
zweierlei zur Folge Einmal wachſen Generationen
Herein in die Politik, die die Schrecken der Kriegs

M Zeiten nicht mit Bewußtſein miterlebt haben, die man
alſo viel leichter in Stimmungen drängen kann, in

denen über dem Ernſt des Krieges und des Lebens
ein Schleier liegt, die man etwas müheloſer mit dem
Bilde eines bunt aufgeputzten friederizianiſchen Sol
daten begeiſtern kann. Aber zum zweiten fällt für die
Menſchen, die in dieſem Kriege gelitten und gekämpft
haben, all die Befangenheit, die ſie unter dem un
mittelbaren Eindruck des Grauſigen und des Schweren
beherrſcht hatte. Der Blick wird freier und ruhiger.
Aber das, was wir ſchauen, wird um ſo furchtbarer.
Man hat allen Anlaß, die Gutachten des Unter
ſuchungsausſchuſſes zurückzuhalten. Man hat alle Ur
ſache, die amtlichen Dokumente für die Urſachen des
Zuſammenbruchs vorläufig nur in einer Pracht
ausgabe (15 G.-M.) erſcheinen zu laſſen, damit die
Breite des Volkes etwas weniger auf die Unzulänglich
keit der militäriſchen und politiſchen Kriegsführung
aufmerkſam gemacht wird. Es handelt ſich hier bei der
Freilegung der Tatbeſtände nicht um die Schuld am
Kriege Jm Gegenteil, durch das Freiwerden des Ma
terials hat unſere gute Ueberzeugung, daß wir 1914
in einen Verteidigungskrieg gegen Nord
europa gezogen ſind, nichts verloren. Aber erſchütternd
wirkt die Erkenntnis der ungeheuren Fehler und Un
zulänglichkeiten der Führung und Verwaltung unſerer
Volksſache. Dieſes Reiſer- und Lebendigerwerden der

Ueberſicht hat
Delbrück durch ſeine furchtbare Anklage an den „un

fähigen“ General Ludendorff und den Schuldigen am
Unglück Admiral Tirpitz verſtärkt. Wenn ein konſerva
tiver Mann, der in den Traditionen vergangener
Herrſcherzeiten aufgewachſen iſt, die Anklage erhebt, ſo

erhält ſie beſonderes Gewicht. Den Menſchen müßte
dies die Tragik der Kriegsgeſchehniſſe zum Bewußt-
S ſein vringen, die das Schickſal vieler Millionen in die
Hand einiger Menſchen gelegt hat, die erhaben waren

über die Kontrolle und die Kritik des Volkes
Aber das grelle Licht blendet. Noch ſuchen viele

ſich zurückzuflüchten in den Schutz der Verantwortungs-
loſigkeit der Kriegszeiten. Wir müſſen uns aber mit
aller Macht dagegen wehren, daß heute wiederum

Männer ſich um dieſe Regierung bewerben, die in
dieſem Kriege an verantwortlicher Stellung geſtanden

haben, und die es nicht zu verhindern verſtanden
haben daß aus dem nordeuropäiſchen Selbſt
Behauptungskrieg ein Weltkrieg entbraunte, unter
deſſen Uebermacht wir ſchließlich erdrückt werden

mußten Es iſt die ungeheure Schuld des deutſchen
Admirals Tirpitz, daß er in den überſeeiſchen Aufgaben
ſo ungeheuerlich verſagt hat! Die Neutralität Ameri-
as hätte erkauſt werden müſſen unter Opferung noch

ſo ſchwerer Vorteile. Es hätte alles aufgeboten werden
müſſen um dieſes letzte entſcheidende Verhängnis zu

v vDermeiden! Daß dies nicht getan wurde, daß man
letzthin durch die unzureichende Waffe des U Boot
krieges den Amerikanern den Anlaß zur Kriegs

erklaärung gab, daran hat letzten Endes die Unzuläng
lichkeit des militäriſchen Urteils, der Mangel an
Augenmaß“, des Herrn von Tirpitz Schuld! Es ſollte

alle denkenden Menſchen empören, daß ſich dieſer Mann
heute wieder als deutſcher Führer anzupreiſen wagt.
Die Parteien der Reaktion, die dieſe Männer an die
Spitze rücken wollen, ſie bilden ein ſchweres Hemmnis
auf unſerem Wege zur Geſundung, auf unſerer Ent

wicklung zum Weltvolk, weil es ihnen an Verſtändnis
für unſere Lebensaufgabe fehlt. Wir müſſen hinein in
den Völkerbund, um mitzuarbeiten an der Aufgabe des

Friedens und für unſere Befreiung, für die Freiheit
Unſerer beſetzten Gebiete. Um unſerer Freiheit willen

müſſen wir die verüchtigte Erfüllungspolitik treiben,
müſſen wir die Folgen dieſes unſeligen Krieges zu

lilgen ſuchen. Jch ſcheue mich nicht, unſere Lage mit
der des Jahres 1806 zu vergleichen, wenngleich laut

betont werden muß, daß das letzte Ziel und Ende
dieſer Leidenszeit ein anderes ſein muß und wird,

der konſervative Geſchichts Profeſſor

als das unſerer Vorfahren! Aber gleichwohl laſſen
ſich erſchütternde Parallele ziehen. Auch Freiherr
vom Stein, das Gegenſtück Napoleons, mußte Er
füllungspolitiker ſein, er mußte die ſchweren Friedens
bedingungen des Siegers erſüllen! Und er tat es mit
aller Energie! Um die deutſchen Provinzen zu be
freien Freiherr vom Stein verlangte rückſichtslos von
ſeinen Deutſchen die Erhebung von Grundſteuern, er
ſchickte den Königsſohn nach Paris als Geiſel in die
Hände Napoleons! Er erfüllte die Launen des Jm-
perators. Nur um eines willen, der Befreiung der be
ſetzten Gebiete wegen. Das iſt auch unſere wichtigſte
und vornehmſte Aufgabe! Laſſen Sie mich in dieſem
Zuſammenhang jene ungeheuer intereſſante Stelle des
Hiſtorikers Treitſchke anführen, die Sie in dem
Werke: „Cavour“ finden. Die Jtaliener, die noch nicht
die Einigkeit und die Feſtigkeit einer geſchloſſenen Na
tion gewonnen hatten, waren bei Navarra von den
Oeſterreichern entſcheidend geſchlagen worden und
mußten die Friedensbedingungen des Mailänder Frie
dens erfüllen. Da rief in der italieniſchen Kammer der
Abgeordnete Brofferio aus: Mag das Statut unter
gehen, mag die Freiheit untergehen, nur nicht unſere
Ehre! Mit Leidenſchaft greift Treitſchke in ſeinem
Werke die italieniſche Partei und ihren Sprecher an,
der die bedingungsloſe Unterzeichnung des Friedens
verweigern wollte Man ſtelle ſich dieſen Kraftſpruch
neben die einfachen Worte, die Cavour in den Tagen
ſeiner ſchwerſten Kämpfe ausſtieß: „Mag mein Name
untergehen, mag mein Ruf untergehen, wenn nur
Italien eine Nation wird!“ Auch das deutſche Volk,
das um ſeine Exiſtenz ringt, kämpft um eine gleiche
Entſcheidung! Auf der einen Seite ſtehen die Par
teien der Reaktion, in ihrer Mitte die Deutſch
nationalen, die ſich, um mit dem Hiſtoriker Treitſchke
zu ſprechen, in Kraftſprüchen gefallen, in den Stim
mungen und Sehnſüchten nach vergangenen Zeiten
ſchwelgen. Jhnen gegenüber die Republilaner, die das
Opfer zu wählen bereit ſind, um das Leben des deut
ſchen Volkes zu ſichern. Leben heißt aber für ein mo
dernes Volk; Schiffe in die Welt hinausſchicken, Eiſen
durch deutſche Hütten ſchicken, um es verarbeitet über
die Grenze rollen zu laſſen, leben heißt alle Kräfte der
Technit und der Wiſſenſchaft entwickeln, leben heißt
reicher werden, um unſere Menſchen ernähren zu
können, um unſeren ſozialen Staat zu errichten. Feinde
dieſes Lebens ſind aber die, die uns in neue Kriege
gejagt wiſſen wollen, die jeder Regung des Friedens
mit Mißtrauen und Spott begegnen!

Das Wachstum unſerer Menſchen drängt uns hin
aus in die Freiheit der Welt! Die Zeiten des iſolierten
Handelsſtaats ſind vorüber. Wir ſind in den Kreis der
Welt wirtſchaft hineinbezogen: vhne ihre Hilfe, ohne
ihren Einfluß werden wir abſterben zu einem armen,
bedeutungsloſen Volk, wie ehemals die blühenden Kul
turen des Oſtens verſunken ſind, weil ihnen der Nähr
boden verwelkt iſt. Werden wir aber dieſe deutſchen
Lebensaufgaben erfüllen, wenn wir weiterleben in der
Atmoſphäre des Krieges? Nein, wir brauchen Ver
ſtändigung, wir brauchen Bündniſſe! Wir brauchen
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Karl Frank.
Nur eine oberflächliche Betrachtung kann in den Er

eigniſſen, die wir in den letzten Wochen erlebt haben,
eine vorübergehende, lediglich durch die Beſonderheit
der gegenwärtigen Lage bedingte Kriſis der deut
ſchen Junnenpolitik ſehen. Letzten Endes handelt

es ſich bei dieſer Kriſis um eine Kriſis des deut
ſchen Parlamentarismus, die ſchleichend ſeit
den erſten Tagen der deutſchen Republik beſtanden hat,
die in der Weimarer Nationalverſammlung nur leiſe
hin und wieder zum Vorſchein kam und mit Löſung
der außenpolitiſchen Aufgaben unwiderſtehlich zum
Ausbruch kommen mußte.

Nun iſt dieſe Kriſis des deutſchen Parlamentaris
mus nicht nur die Kriſis einer beſtimmten Staats
einrichtung. Sie rührt vielmehr an den Lebensnerv
unſerer inneren Politik an die Frage der Bildung des
deutſchen Staatswillens überhaupt. Wenn wir in den
entſchieden demokratiſch republikaniſchen Kreiſen im
Verlaufe der letzten Jahre oft und bitter die Ohn
macht des Staates und die Schwäche der Staatsgewalt
beklagt haben, ſo ſind dieſe ſchweren Mängel der Re
publik nur die Folgen des kriſenhaften Zuſtandes, in
welchem ſich das parlamentariſche Syſtem, alſo das
Mittel zur Bildung eines ſtarken Staatswillens be
funden hat. Die Erkenntnis dieſes engen Zuſammen

mächten beeinflußt wurde.

hangs zwiſchen Parlamentarismus und politiſcher
Willensbildung zeigt uns deutlich die Urſachen, die zu
dieſer Kriſis der Gegenwart geführt haben.

J

Die Macht und der zerſetzende Einfluß der Wirt
ſchaftsmächte und Wirtſchaftskräfte auf unſer politiſches
Leben ſcheint Uns die erſte und wichtigſte Urſache
unſerer kritiſchen innerpolitiſchen Verhältniſſe zu ſein.
Wir haben ja ſchon in der Vorkriegszeit aus dieſer Rich
tung verhängnisvolle Einflüſſe auf Politiker und Par
teien gekannt. Dieſer Einfluß würde geſteigert, als
mit der Einführung der Kriegswirtſchaft der Staat ge
zwungen war, zur Durchführung ſtaats wirtſchaftlicher
Aufgaben die wirtſchaftlichen Jntereſſenverbände heran
zuziehen. Die Kriegsjahre ließen daher an allen Orten
neue Jntereſſenorgaäniſationen der Jnduſtrie, des
Handels und der Landwirtſchaft entſtehen und be
wirkten zugleich, daß die alten wirtſchaftlichen Inter
eſſenverbände eine bemerkenswerte Konſolidierung und
Konzentration erführen. Beſchleunigt und vertieft
wurde dieſer Entwicklungsgang durch die Verhältniſſe
der Nachkriegszeit, die durch die neue Steuergeſetz
gebung und die Geldentwertung bedingte Lage der
einzelnen Wirtſchaftszweige führte ſchließlich zu einer
ſolchen Ausdehnung der wirtſchaſts politiſchen Organi
ſationen, daß der Verbandsgedanke immer mehr den
Staatsgedanken in den Hintergrund zu drängen ver
ſuchte.

Der entſcheidende und beſtimmende Einfluß, den
durch die Weimarer Verfaſſung das Parlament auf die
Geſtaltung der geſamten Geſetzgebung erhielt, wurde
frühzeitig von den verſchiedenen Intereſſenverbänden
erkannt. Duxch ihre Führer, Sydieis und Generalſekre
täre bemühten ſie ſich, in allen Parteien Einfluß zu
gewinnen und ihren Vertraitensleuten ausſichtsreiche
Kandidaturen zu ſichern. Die Amerikaniſierung des
heutigen Wahlkampfes, verbunden mit der Notwendig-
keit, dieſe Wahlkämpfe mit großen Geldſummen zu
führen, und nicht zuletzt das Liſtenwahlſyſtem kam
ihnen dabei zur Hilſe. Bezeichnend für dieſen ganzen
Entwicklungsgang war der Wahlkampf im Frühjahr
1920, der in entſcheidendem Maße auf Seiten der
bürgerlichen Parteien von den verſchiedenen Wirtſchafts

Statt der entſcheidenden
Frage der künftigen deutſchen Jnnen- und Außen-
politik, wie ſie nun einmal durch die Unterſchrift unter
den Verſailler Vertrag bedingt war, traten die wirt
ſchaftlichen Jntereſſengegenſätze beherrſchend in den
Vordergrund. Die Deutſche Volkspartei ging ſogar
ſo weit, daß ſie ihre ſtaats politiſche Aufgabe völlig vergaß und glaubte, unter der Wahlparole „die Partei

der deutſchen Wirtſchaft“ den Wahlkampf führen zu
müſſen.

Dazu kamen noch weitere außerparlamentariſche
Einflüſſe wirtſchaftlicher Natur aitf die deutſche Politik.
Die ſtändig wachſende Finanznot des Reiches und der
wachſende Papiergeldſegen, der ſich über Handel, Jn
duſtrie und Gewerbe ergoß, brachten den Staat in
ſteigendem Maße in Abhängigkeit von den Wirtſchafts
mächten. Dieſe Abhängigkeit wurde noch vermehrt,
als ſich die Notwendigkeit ergab, zur Durchführung der
Reparationspolitik die wirtſchaftlichen Intereſſen
verbände heranzuziehen. Bezeichnend dafür iſt die
Haltung des Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie
im Herbſt 1921 in der Frage der Kreditgewährung der
Induſtrie an das Reich, wobei als Gegenleiſtung die
Induſtrie die Verpfändung der deutſchen Eiſenbahnen
gefordert hat. Dieſes Beiſpiel iſt nur ein Ausſchnitt
aus der großen Reihe von Fällen, in denen die wirt
ſchaftlichen Jntereſſenverbände, gipfelnd im Reichs
verband der deutſchen Induſtrie und im Reichsland
bund, ihre Macht in unverantwortlicher Weiſe miß
braucht haben, um den Staat in großkapitaliſtiſchem
Intereſſe in Abhängigkeit von der Wirtſchaft zu bringen.
In dieſem Zuſammenhang darf endlich nicht überſehen
werden, daß die Tendenzen weſentlich untèrſtützt wur
den durch den wachſenden Einfluß großkapitaliſcher
Kreiſe auf die Großſtadt- und Provinzpreſſe, wodurch
den Wirtſchaftsmächten ein wertvolles politiſches Macht
mittel zur Propagierung ihrer politiſchen Jdeen und
politiſchen Ziele in die Hände geſpielt wurde.

II-
Die bisherigen Ausführungen haben bereits einen

Geſichtspunkt angedeutet, der mit der Kriſis des deut
ſchen Parlamentarismus eng verknüpft iſt: das
deutſche Parteiproblem.

Unſere heutigen politiſchen Parteien ſind das Pro
dukt längſt vergangener politiſchex, wirtſchaftlicher und
kultureller Verhältniſſe, nämlich der des Bismarckſchen
Zeitalters. Dazu kommt, daß die Bureaukratiſterung der
politiſchen Parteien und ihre enge Verknüpfung mit
Perſonen und Einrichtungen Unſeres öffentlichen
Lebens ſie zu unbeweglichen, in gewiſſem Betracht toten

Gebilden gemacht hat. Selbſt der Umſturz im M
vember 1918 war nicht in der Lage, einen beherrſcher
den Einfluß auf die parteipolitiſche Lage in Deutſe
land auszuüben. Anſangs ſchien es zwar ſo als
wir eine Parteiendämmerung erleben würden, ba
jedoch mußten wir erkennen, daß die alten Parteien nu
in etwas verändertem Gewande und mit nene
Firmenſchildern hervortraten. Inzwiſchen aber habe
ſich die politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältnif
ſo verändert, daß die inneren Widerſprüche unſere
heutigen parteipolitiſchen Konſtellation deutlich ſichtha
geworden ſind. Wir erleben daher oft, daß in be
ſtimmten Parteien Politiker vereinigt ſind, die nur
wenigen Fragen Gemeinſamkeiten miteinander auf
weiſen haben, während in verſchiedenen anderen Par
teien wieder Politiker ſind, die untereinander mehr Ver
bindungspunkte haben als mit ihren eigenen Parte
freunden. Vor allem aber leidet unſer Parteiweſe
daran, daß die Geſichtspüunkte einer veralteten parte
politiſchen Dogmatik viel zu ſehr in den Vordergrun
gerückt ſind und viel zu wenig die für die gegenwärtig dert
Geſchichtsepoche inaßgebenden Frageſtellungen erörte
werden. So wird beiſpielsweiſe in weiten Kreiſen de
Sozialdemokratie entgegen den Erfahrungen der letzte
ſechs Jahre, immer noch an der Formulierung de
Maärxismus feſtgehalten. Ferner wird gerade
den Kreiſen der Sozialdemokratie um dieſes Be
ſpiel noch mehr zu verdeutlichen allzuoft wiede
überſehen, daß nach menſchlicher Vorausſicht in abſeh
barer Zeit eine einſeitige ſozialiſtiſche Wirtkſchafte
politik unmöglich und im Intereſſe der Arbeiterſchaft
vielmehr eine entſchiedenere republikaniſche Staate
politik und organiſche ſoziale Reformarbeit gelegen iſ

Unter dieſen Umſtänden iſt es verſtändlich, wen ſ
in den letzten ſechs Jahren alle Bemühungen um ein
parteipolitiſche und parlamentariſche Konzentration de ſ
Kräfte zum Scheitern verurteilt waren. Jmmer wiede ſ
treten ſolchen Bemühungen parteipolitiſche Vorurteil
und mangelndes Verſtändnis dafür, daß politiſche Par
teien nur Mittel zum Zweck und niemals Selbſtzwe
ſind, hemmend in den Weg.

Nun werden dieſe ſchwierigen parteipolitiſchen Ver
hältniſſe von der weiteren Tatſache üUnterſtützt, daß wi
ſeit dem November 1918 alle Wahlen mit einem radi
kalen Verhältniswahlſyſtem durchfaren.
davon, daß dieſes Wahlrecht den bereits oben erörtertel
Beſtrebungen der Wirtſchaftsintereſſenten Vorſchul
leiſtet, öffnet es den kleinen Parteien und Parteigrüpp
chen Tür und Tor. Außerdem wird durch die techniſch
Eigenart dieſes Wahlrechts die Macht der Partei
hureaukratie und des eingeſeſſenen Parteiklüngel ge
fördert und geſtützt. Endlich unterſtützt es die un
Deutſchen eigene Tendenz in allen Fragen der politi
ſchen Willensbildung parteidogmatiſch zu denken.

III.
Mit dieſen Ausführungen haben wir bereits an di

letzte und grundlegende Urſache unſerer innerpolitiſche
Kriſis gerührt: das politiſche Führerpro
bilem. Wir glauben nämlich, daß ein großer Teil de

ſechs ſondern der letzten 25 Jahre auf die Unterſchätzun
und Mißächtung des Perſönlichkeitsſaktors im polth
ſchen Leben zurückzuführen iſt.
Das Problem der politiſchen Willensbildung un
im weiteren Sinne der Staatsführung überhaupt i
in erſter Linie ein Problem der Führerausleſe. Da
um iſt der Kern aller Verfaſſungspolitik die Frage

inner politiſchen Schwierigkeiten nicht nur der n
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Provolawelche Wege und Mittel der Staat zur Ausleſe führen
der Perſönlichkeiten anwendet. Das wilhelminiſch

zur Führerausleſe im ſtaatlichen Leben gehabt. Lette
Endes iſt auf das Verſagen dieſer Methode de
politiſchen Führerausleſe die ſtarke Bewegung
Einführung des parlamentariſchen Syſtems in Deu
land erwachſen. Max Weber, der wohl einer der
redteſten Vorkämpfer des parlamentariſchen Syſtwährend der Kriegszeit war hat immer wieder n

hingewieſen daß eine Beſſerung unſerer inner
politiſchen Verhältniſſe in erſter Linie von einer neue
Methode der politiſchen Führerausleſe bedingt ſe
und er ſah allein im parlamentariſchen Syſtem einen
Ausleſeapparat für die mit Führerqualitäten begabten

Politiker 9Daß dieſe Hoffnung zu Schanden wurde, iſt
nächſt auf die bereits oben erwähnten Hinderniſſe
unſerer inneren Politik zurückzuführen: dem Einfluß
der Wirtſchaftsmächte und der Ueberalterung unſere
gegenwärtigen Parteikonſtellation. Es wäre zum Be
weis für die Richtigkeit dieſer Darlegungen möglich
aus allen politiſchen Parteien Beiſpiele zu geben da
für, daß führende politiſche Perſönlichkeiten mit ſtaats
männiſchen Qualitäten aus den obengenannten Grün

ſchen Bewährung gelangen konnten.

Wir bringen heute zwei Gedichte, die
zwar zeitlich voneinander getrennt, aber
innerlich verbunden ſind durch die gleiche
heiße Liebe zu Volk und Vaterland und
das gemeinſame Bekenntnis zu den alten
und neuen Reichsfarben. Auf das erſte
werden wir durch einen hieſigen Hochſchul
lehrer aufmerkſam gemacht; es ſtammt von
dem vor genau 100 Jahren geborenen und
1887 in Baſel in der Verbannung ge
ſtorbenen ſogen. „Welfenpaſtor“. Das
zweite iſt das Werk eines unſerer treueſten

a

Und eifrigſten Mitglieder des Wahl
kreiſes. Schriftl.Echwarzerotgold.

Von
Ludwig Grote, geb. 1825.

Ich ſah die deutſche Flagge wehn
Auf Deutſchlands ſchönſten Strom,
Ich habe hoch ſie flattern ſehn
Auf Deutſchlands höchſtem Dom.

Und wie ſie ragt und rauſcht und rollt,
Hin wallend durch die Weiten,

e Was mag das Schwarz, das Rot, das Gold,
So frag' ich, wohl bedeuten?

Schwarz war die Nacht, die uns bedroht,
Doch nun, zu Deutſchlands Wonne,

Weuningleich nach blut'gem Morgen rot,
Steig auf, o gold ne Sonne!

Das iſt der Sinn des Schwarzrotgolds,
Der ſchönſten Farbendreiheit:
Drum ſei hinfort ſie Deutſchlands Stolz
Ein Sinnbild deutſcher Freiheit!

Mein Vaterland in Ketten
Von

Rektor Friedrich Tſchanter, Eilenburg.

Mein Vaterland in Ketten, dich hab' ich herzlich lieb,
Und um dich zu erretten, mein Herz ich dir verſchrieb.
Mit einer ehrnen Mauer umſchließt dich e

eind
Doch deine Schmach und Trauer uns alle endlich eint.
Dentt derer, die da ſtarben! Vergeßt, was euch M

grollt!

Zeſelan ſind die Dämme, die uns dereinſt geſchützt,
erſplittert ſind die Stämme, die uns dereinſt geſtützt,

Die uns einſt zugehörten in froher Friedenszeit.
Wir ſind wie die Verſtörten, als wie dem Tod geweiht.
Und doch! Trotz aller Narben, trotz Wunden, blut

durchrollt,
Wir ſchwören auf die Farben, die Farben Schwarz-

RotGold!

Zerbrochen ſind die Waffen, geraubt viel edles Land.
Kein treues, ſtarkes Schaffen hat unſer Leid gewandt
Und doch! Ob wir auch ehrlos, es lebt der deutſche

Geiſt!
Und doch! Ob wir auch wehrlos, die Loſung Deutſch

land“ heißt!
Was ſie uns auch verdarben, was Liſt und Lug

gewollt,
Wir ſchwören auf die Farben, die Farben Schwarz

RotGold!

Ludwig Börne,
ein vergeſſener Demokrat.

Gebpren am 6. Mai 1786.

Auch dem Mimen der politiſchen Bühne flicht die
Nachwelt keine Kränze. Die Mahnung Vergiß die
treuen Toten nicht!“ verhallt ungehört im Trubel des
Alltags. So wird wohl auch die Zahl derjenigen Deut
ſchen nicht eben groß ſein, die mit dem Namen eines
Ludwig Börne noch feſte Vorſtellungen verbindet. Da
die Gegenſtände ſeiner Schriften, die von ſo tiefer Wir
kung auf ſeine Zeitgenoſſen waren, zum Teil veraltet
ſind, iſt er in der Gegenwart völlig beiſeite geſchoben
worden. Und doch ſollte gerade jener aufrechte, un
ermüdliche Vorkämpfer für den demokratiſchen Ge
danken bei allen Republikanern nie und nimmer der
Vergeſſenheit anheim fallen!

Als Sohn eines jüdiſchen Kaufmanns wurde Lud
i Börne 1786 im engen Ghetto der damals freien
Reichsſtadt Frankfurt a. M. geboren. Die vielfachen
Demütigungen, denen er wie feine Glaubensgenoſſen
in ſeiner Kindheit ausgeſetzt war, erzeugten in ihm
nicht etwa Menſchenhaß, wohl aber ein glühendes, nie
verlöſchendes Geſühl für Gerechtigkeit. Nach Jahren
des Studiums in Gießen, Berlin, Halle und Heidelberg
promovierte er zum Doktor der Philoſophie DasWir ſchwören auf die Farben, die Farben Schwarz
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Polizei antrat, verlor er als Jude wieder nach der
Reſtauration im Jahre 1814. Seitdem lebte er als
Schriftſteller; vom Jahre 1830 an weilte er in Paris,
wo er bald zum Mittelpunkt des geiſtigen Deutſchtums
und zum Haupt der deutſchen Kolonie politiſcher
Flüchtlinge wurde. Auf dem Hambacher Feſt (1832),
dieſer großen Kundgebung des freiheitlichen Deutſch
lands, war er der gefeiertſte deutſche Politiker Ein
Blutſturz machte 1837 ſeinem Leben ein Ende.

Eine ausgeprägte Jndividualität iſt Börne, eine
energiſche Perſönlichkeit, lauter und redlich. Sein
Charakter iſt von großer Reinheit und Feſtigkeit. Er
innert Börne in ſeiner Uneigennützigkeit an Spinoza,
ſo gemahnt er an Cato Cenſorius in der Strenge
ſeiner ſittlichen Anſchauungen. So kann ihm Demo
kratie nicht nur eine formale Angelegenheit, eine frei
heitliche Ordnung des Staatsweſens bedeuten, ſondern
darüber hinaus iſt ſie ihm auch eine ernſte Verpflich
tung zu ſittlicher Lebensführung. Für die Unbeſtech
lichkeit ſeines Weſens nur ein Beiſpiel Als der ſchläue
Metternich dem ſchnell bekannt gewordenen jungen
Schriftſteller die mit hohem Einkommen verbundene
Stellung eines „Kaiſerlichen Rates“ anbietet, erfährt
er ſchrofſſte Ablehnung von ſeiten Börnes, der ſich
übrigens deſſen nie gerühmt hat.

Als Schriftſteller iſt Börne der erſte Journaliſt gro
ßen Stils im deutſchen Schrifttum; er erhebt die Preſſe
zur Macht im volitiſchen Leben. Vater des modernen
Feuilletons, führt er den zwangloſen, geiſtreichen Plau
derton in die deutſche Literatur ein. Noch heute ſind
ſeine ſehr witzigen Schriften (namentlich die Skizzen
„Der Eßkünſtler“ und Der Narr im weißen Schwan
auch die „Monographie der deutſchen Poſtſchnecke“)
durchaus leſenswert. Das Weſen ſeines Schaffens
bildet der Aphorismüs; kurze prägnante Säte mit
einigen treffenden Bildern ſind das Charakteriſtiſche
ſeines bezaubernden Stils. So manche ſeiner Worte
ſind zu „geflügelten“ geworden. Seine „Gedenkrede
auf Jean Paul“ iſt ein ſchlechthin unübertreffliches
Meiſterwerk. Des Kritikers Börne äſthetiſches Urteil
leidet allerdings etwas unter ſeiner einſeitig politiſchen
Einſtellung. An Schillers Wilhelm Tell läßt er kein
gutes Haar, und von Goethe will er nur den Götz, den
Werther und den Egmont gelten laſſen. Jean Paul,
den Dichter der Mühſeligen und Beladenen, will er
an die Stelle Goethes geſeht wiſſen, den er einen
Fürſtenknecht nennt und deſſen ganze politiſche Haltung
er lebhaft bekämpft. Daß, abgeſehen vom Jnhalt
lichen, das Studium der Börneſchen Schriften in hohem
Maße ſtilbildend wirkt, hat u. a. kein Geringerer als
Gottfried Keller bezeugt; er ſagt einmal „Jch leſe für

eine Amt, das er bald darauf be der Frankfurser mein Leben gern Börneſche Briefe, und wenn ſie von

nichts handeln“. Doch auch die Gegenſtände der Böſchen Schriften können noch h u
eutzutage intereſſieren,

da er es verſteht, Tagesfragen ins allgemein Menſch
liche zu ſteigern

Als Politiker iſt Börne ein eifriger Anwalt des
Fortſchritts auf allen Gebieten. Mit leidenſchaftlichem
Ernſt iſt er der Politik ergeben; ſie iſt ihm (Um mit
Naumann zu ſprechen) kein Sonntagsvergnügen, ſon R
dern bemächtigt ſich ſeines ganzen Seelenlebens
Patriot vom Scheitel bis zur Sohle (in wie warmen
Worten legt er das Bekenntknis zu ſeinem Volk und
Vaterland ab!), iſt er zugleich entſchiedener Republila
ner. Am beſten gewinnt man ein Bild ſeiner politiſchen G
Perſönlichkeit aus ſeinen „Briefen aus Paris“ (Soept
1830 bis März 1833), die, urſprünglich nicht für den
Druck beſtimmt, ſofort nach ihrer dann doch erfolgte
Veröffentlichung von der Zenſur rigoros unterdr
werden. Hier führt er in bewegten Tönen Klage über

u

derbe Worte findet er gegen den Unter
die Erxbärmlichkeit der politiſchen VerhältniſſeDeutſchland e geee nt
tanengeiſt ſeiner deutſchen Volksgenoſſen. Seinen
Fürſtenhaß gibt er häufig kräftigen Ausdruck er a
das Kommen der deutſchen Revolution voraus.
derholt ergeht er ſich auch in heftigen Ausfällen gegen

guten Deutſchen, eines echten Republikaners, eines
wahren Demokraten erſtehen, das Bild eines ganzMenſchen im Sinne Goethes- Dieſer iſt ein ten
ar Und das heißt ein Hämpfer ſein. Du wi ſ.

ann den Worten einri eines über Ludwi örnebeipflichten müſſen h Heines ber Ludwig Brn

„Börne war weder ein Genie noch ein Heros S
war ein Bürger der Exrde, er war ein guter riſteller Und ein großer Patriot.
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vie hinter dem Strohmann Rothardt ſtehen.

Der Strecke bleiben. everſagte, ein Kriminalbeamter, der Eberts Rede auf
Der Dreptower Wieſe gehört hat, bekundete das

Gegenteil von dem, was er nach dem Beweisantrag
der Verteidigung bekunden ſollte, der Zeuge Affeld,

Donnerstag, 30. April 1925
e

GHinzu kommt nun, als eine weitere Urſache, die
Ueberalterung unſerer politiſchen Parteien in verſo
neller Beziehung. Nach dieſer Richtung war gerade
die Zuſammenſeßung des jetzt vergangenen Reichstages
ein belehrendes Beiſpiel. Nur in den radikalen Par
ſeien waren Abgeordnete in das Parlament gewählt
worden, die aus der Kriegsgeneration hervorgegangen
ſſind, während in allen Mittelparteien, die naturgemäß
überaltert und unter der Vorherrſchaft der Partei
bureaukratie ſtehen, die Aufſtiegmöglichkeiten
für jüngere volitiſche Kräfte verſchloſſen
waren. Es iſt dürchaus begreiflich, daß gerade dieſe
Tatſache auf die Geiſtes haltung und die Mentalität unſe

rer politiſchen Parteien von weſentlichem Einfluß iſt.

er Magdeburg Prozeß

Weil es politiſchen Drahtziehern auf
der Rechten gefiel, kam es ſoweit, daß der höchſte
Repräſentant der deutſchen Republik den ganz un
bedeutenden kaufmänniſchen Angeſtellten einer ent
ſprechend wertvollen Zeitung wegen Beleidigung ver
klagte, daß dann bei dem Verſuch des Wahrheitsbe
weiſes ein Keſſeltreiben gegen den Reichspräſidenten
verſucht wurde, daß ein ſophiſtiſches Urteil aus der
Rechtſprechung eine vriginelle Arithmetik machte und
Ebert im hiſtoriſchen und möoraliſchen Sinne als
vaterländiſch, im juriſtiſchen jedoch als Landesver
räter kennzeichnete. Der zweite Prozeß gegen Rot
hardt iſt dann nach einer Dauer von vier Wochen auf
Unbeſtimmte Zeit vertagt worden. Auf die aus einem
ſolchen Schauſpiel ſich ergebenden Mängel unſerer
Rechtspflege iſt ſchon hingewieſen worden. Daß der
ſchwerbeleidigte und verleumdete Präſident der deut
ſchen Republik gezwungen werden konnte, auf jeden
Anwurf einzugehen, ſozuſagen zu verſichern, daß er
keine ſilbernen Löffel geſtohlen habe, das iſt jeden
falls eine nationale Würdeloſigkeit ſonder
gleichen, verübt von denen, die mit dieſem Vorwurf
ſo gern hauſieren gehen. Als die Parteien der Rechten
ſeinerzeit den Wahlkampf mit dem durch Jndiskretivn
an die Oeffentlichkeit gekommenen ſogenannten Bade
bild beſtritten, laſen wir mit Genugtuung in einer
Leipziger rechtsſtehenden Zeitung, nur deutſches Ge
ſinnungslumpentum“ bringe ſo etwas fertig. Das-
ſelbe Blatt aber entrüſtete ſich über die Vertrauens
kündgebungen der Regierungen nach dem Magde
burger Urteil. Die Präſidentenwahl war herange
kommen und mit ihr der ſchlecht verhüllte Verſuch, die
Republik mit dieſem Prozeß zu treffen. Da kann
man keine Konſequenz verlangen.

Gegen die Republik: das iſt das Ziel De
es

halb man ſich auch auf Scheidemann und andere
ſozia demokratiſche Führer ſtürzte, nachdem als Kron
Zeugen gegen Ebert immer wieder nur Herr Syrig,
Dieſe ſtolze Errungenſchaft des deutſchnationalen Ab
geordneten Paſtor Koch und der achtmal wegen Be
trugs vorbeſtrafte Lockſpitzel Gobert übrig blieben.

Die Verteidiger glichen ein paar Jungen, die mit
kindlicher Ausdauer und viel Lärm nach einem uner
reichbaren Ziel mit Lehmpatzen warfen Es waren
allerhand Gerüchte über neue Kronzeugen der Ver
teidigung kolportiert worden, ehe der zweite Prozeß
begann; zum mindeſten das iſt bezeichnend für die
Provokateure des Prozeſſes werde Scheidemann auf

Es kam ganz anders. David

der den Streik an der Waſſerkante den ſozialdemo
kratiſchen Führern mit Scheidemann an der Spitze zu

maß, wurde von einer ganzen Reihe anderer Zeugen
gründlich desavouiert, die Glaubwürdigkeit Ortzels

wuchs gegenüber Syrigs Ausſagen durch die Ausſage
zweier Meiſter, unter denen O

FJanuarſtreiks 1918 gearbeitet hat, Dittmann bekannte
el in den Tagen des

ſich jetzt als Verfaſſer des Streikflugblatts, ſodaß dieſe
mindeſtens umſtritten bleibt, und ſelbſt die

radikalen Mitglieder der Streikleitung, Maltzahn,
Müller und Eggert, ſchränkten ihre Ausſagen über

Eberts angebliche Teilnahme an der Sitzung in der
Treptower Küche, in der im Gegenſatz zu Dittmanns
Bekundung das Flugblatt redigiert worden ſein ſoll,
aufs Subjektive ein. Die Verteidigung hatte es nicht
leicht. Man beſchied ſich damit Rechtsanwalt Dr.
Martin war Spezialiſt in dieſer Kleinarbeit aller
Hand Streu zuſammenzukratzen, um daraus ein Ge
flecht zu fabrizieren, das ſich zu dem organiſchen
Kompler der damaligen Erxeigniſſe verhalten würde
wie irgend ein Kitſch aus Biskuit zu einer Marmor
ſkulptur. Niemals drang die Verteidigung im Gegen
ſatz zu dem kantigen, knappen Generalſtaatsanwalt
Dr. Storp in die Tiefe. Das iſt ihr gutes Recht,
denn in der Tiefe wäre es für ſie gefährlich geworden.
Bedenklicher allerdings muß es ſcheinen, wenn Un
kenntnis in politiſchen Dingen klar zum Vorſchein
kommt, wenn etwa Rechtsanwalt Dr. Martin den
Zeugen Scheidemann fragt, ob er zu der Rede im
Reichstag ausdrücklich beſtimmt geweſen ſei, und die
ſpitze jroniſche Belehrung einſtecken muß, daß man
anders im Reichstage überhaupt nicht reden könne.

Und geradezu erſchütternd iſt der Eindruck, den die
Zeugen des alten Syſtems hinterlaſſen:
General v. Stein und andere. Sie ſind nicht nur
heute blind, ſie waren es damals, als die Vaterlands
partei die Sammlung unter der Parole „Landesver

teidigung“ mit ihrem Annexionismus durchkreuzte, als
die Reform des preußiſchen Wahlrechts hintertrieben
wurde. Sie waren ſchlechte Pſychologen und deshalb
ſchlechte Politiker. Wallraf wies die Abordnung der
Streikenden von der Schwelle, die gekommen war, um
zu verhandeln; Verſammlungs und Preſſeverbote
ſchlugen den ſozialdemokratiſchen Führern die Hand
vom Hebel und öffneten den unterirdiſch wühlenden
Spartakiſten neue Kanäle. Die Mehrheitsſozialdemo
kraten mit Ebert an der Spitze aber waren es, die ſich
Dazwiſchenzuwerfen verſuchten. Das Gute Bismarcki
ſcher Tradition ſtak in den ſoziademokratiſchen
Parteiführern und in den Gewerkſchaftsmännern, die
mit Wirklichkeitsſinn, Diplomatie und Entſchloſſenheit
die Gärung zu meiſtern ſuchten. Die Verteidigung
ſtützt ſich in ihrem letzten Schriſtſatz, der wie ein ver
frühtes Plädoyer anmutete, beſonders auf die Aus
ſage von Wels: wenn die ſozialdemokratiſche Partei
nicht in die Streikleitung gegangen wäre, dann hätte

ſie faſt alle Mitglieder an die Radikalen verloren.
Demnach, ſo folgert man, iſt nicht nur das Motiv,
den Streik abzuwürgen, ſondern auch die Sorge vor
der Zertrümmerung der Partei mitbeſtimmend ge
weſen. Solche Unterſcheidungen ſind lächerlich, weil
ſie Jdentiſches zu trennen verſuchen. Aber die Ver
teidigung und auch der referierende Richter Winter,
der im Gegenſatz zu dem ruhigen, durch und durch
objektiven, von dem ganzen Prozeß und veſonders
von Rothardt ſichtlich degoutierten Vorſitzenden Dr.
Rudolf gewiſſe Tendenzen nur mangelhaft unterdrückt,ſie haben kein Verſtändnis für taktiſche Not wendig
keiten, über die ihnen der kluge Magdeburger Ober
bürgermeiſter Beims einige erfreuliche Aufſchllüiſſe zu
geben verſuchte. Auf der einen Seite die ſich ſelbſt
betrügenden Romantiker, dann der Typus des vom
vadikalen Sozialiſten zum ſogenannten nationalen

Mann gewordenen Eiferers, ferner die Linksradikalen,
t 3

e

ſchlie

Wallraf, hade
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die ſich von ihren früheren Genoſſen nicht gerade in
Freundſchaft getrennt haben, und ſchließlich Leute wie
der Lockſpitzel Gobert auf der anderen Seite der
offene, nüchterne General Grrvener, der infolge tiefer
Erkenntnis von leichter Reſignation überſchattete
General Edler v. Braun, der demokratiſche Politiker
v. Payer, unter den ſozialdemokratiſchen Führern
der unter dem Ueberdruck echten Temperaments immer
wieder ehrlich ausbrechende Wels, der derbere Ditt
mann und der geſchmeidigere, doch unter Krankheit
leidende Scheidemann und endlich die Gewerkſchafts
leute. So ſteht die Partie.

So ſpiegeln ſich zwei Welten. Und indem man den
eigentlichen engen Sinn des Rothardtprozeſſes, der
(gewiß nicht aus Tendenz, ſondern in dem Beſtreben,
keine Reviſionsgründe zu hinterlaſſen) ausgeführt iſt
und nun ſtagniert, indem man das traurige Kuliſſen
ſpiel der Feinde der Republik einen Augenblick ver
gißt, fühlt man faſt ſinnlich das Urteil der Welt
geſch ich t e über den erſten Präſidenten der deutſchen
Republik voraus, das ganz anders ſein wird, als das
Paraägraphenkunſtſtück des erſten Prozeſſes, und neben
dem auch der zweite Prozeß, mag er ausgehen wie er
wolle vder überhaupt nicht mehr in Fluß kommen,
zu einer Belangloſigkeit zuſammenſchrumpfen Und
höchſtens als beſchämendes Symptom für den Mangel
an ſtaatsbürgerlicher Geſinnung im Deutſchland von
heute übrig bleiben wird.

Auf dem Bahnhof,
in der Wirtſchaft,
im Kaffee,
in der Leſehalle uſw.

überall verlangt euren

„Politiſchen Wegweiſer“!
Macht Freunde und Bekannte bei jeder Ge
legenheit auf euer Partei Wochenblatt auf
merkſam und werbt neue Leſer! Verlangt
Propaganda Nummern von dem Verlag und

gebt dieſe an Intereſſenten weiter! Jn jeder
Nummer iſt ein Beſtellſchein abgedruckt, der
nur ausgeſchnitten und ausgefüllt dem Brief
träger übergeben zu werden braucht.

Alle müſſen helfen; dann gelingt's!

ewolruten!

SDr. h. c. Konrad Haeniſch
Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt ſchreibt
Stetznniſer D. Regierungspräſident Dr. R. c.

Konrad Haeniſch iſt nach ſchwerer Krankheit geſtorben
Haeniſch war nach der kurzen Periode der Volks
beaufträgten der erſte Kultusminiſter des Frei
ſtaates Preußen. Er hat dieſes Amt mit tiefſter ne
rer Anteilnahme und mit dem ſtarken leidenſchaftlichen
Intereſſe mit der Liebe zu jeder Kulturarbeit am
Volke verwaltet, die dem Weſen dieſes Mannes ent
ſprach. der ſeine Lebensarbeit darin ſah, die im Volke
ſchlummernden Bildungsidegale zu wecken und zu for
men und auch den Maſſen des Volkes den Eintritt in
nene laſſiſcher und moderner Kultur zu er

ßen. Seiner inipulſtv warmen feingeiſtigen Menſch
lichkeit und perſönlichen Aktivität entſprach es auch, daß
er ſich bis in die letzten Tage ſeiner Amtstaätigkeit hin
ein darum mühte, durch perſönliche Fühlungnahme mit
den Studentenſchaften der deutſchen Hochſchulen in der
heranwachſenden akademiſchen Generation um Ver
ſtändnis für Weſen und Form des neuen Staates zu
werben und die Einſicht in die Notwendigkeit einer
Eingliederung gerade der intellektuellen Kreiſe in den
großen Rahmen der Volksgeſamtheit wachzurufen.
Seine Verdienſte um das deutſche Hochſchulweſen in
der Zeit ſchwerſter wirtſchaftlicher und geiſtiger Not
ehrte, neben manchen anderen Auszeichnungen, die ihan
Zuteil wurden, die Univerſität Frankfurt a M. durch
die Verleihung des Ehrendoktors In den lehten zwei

ſchwierigemDeten hat er im beſetzten Gebiet auf
ſten Und an verantwortungsvoller Stelle dem

in ſeiner Eigenſchaft als RePreußiſchen Staat
Kiſtegsbraſtdent in Wiesbaden wertvolle Dienſte ge

e

leiſte

Konrad Haeniſch war am 14. März 1876 in Greifswald als Sohn des dortigen praktiſchen Arztes n
Haeniſch geboren. Er war Mitglied des Preußiſchen
Abgedrdnetenhauſes vom 3. Juni Is1s an und gehörre
bis zum letzten Tage dem Preußiſchen Landtag weiter
an. Das Amt eines Preußiſchen Miniſters für Wiſſen
ſchaft, Kunſt und Volksbildung hatte er vom 12 No.
vember 1918 (zunächſt etwa acht Wochen als Volks
beauftragter) bis zum 21. April 1921 inne. Seit dem
Februar 1923 war er ſtellvertretender Regierungspräſi
dent, ſeit 2. Juli 1924 Regierungspräſident in Wies-
aden.

Politiſche Rothen

Der Volksblock dankt Marr.
Der Volksblock hat folgendes Telegramm an den

Präſidentſchaftskandidaten, Reichskanzler a. D. Marx,
gerichtet:

„Der Bolksblock dankt in Treue ſeinem Führer für
die große aufopfernde vaterländiſche Arbeit. Wir haben
eine Schlacht verloren, aber der Kampf war nicht ver
gebens. Gerade Jhre Perſönlichkeit hat in dieſem
Kampfe den Endſieg unſerer demokratiſchen und re
publikaniſchen Sache gewährleiſtet. In dieſer Ueber
zeugung entbieten wir ſchon heute herzlichen Gruß und
Handſchlag.

Der Ausſchuß
Dittmann. Erkelenz. Fiſcher. Spieker. Stephan

Vockel.“

Praun vor dem Landtag.
Der preußiſche Miniſterpräſident Braun hat ſich,

der Vereinbarung gemäß mit ſeinem neuen vreußi
ſchen Kabinett am Dienstag nachmittag dem Preußi
ſchen Landtage vorgeſtellt Und dieſe Vorſtellung mit
einer kurzen Erklärung verbunden Braun hatte es
nicht nöt e Worte zu machen, denn ſowohl er glé
eine Mitarbeller ſind im Preußiſchen Landtage be
ännt. So konnte Preußens Miniſterpräſident ſich

darauf beſchränken, daß er die Erklärung die ſein
Anmitsvorgänger Marr als preußiſcher Miniſterpräſident
im Februar abgegeben hatte erneut aufnahm. Dieſe

Erklärung des Miniſterpräſidenten Marr deckt ſich
wiederum mit den Richtlinten, nach denen Braun mit
dem Kabinett der großen Koalition vier Jahre erfolg
reich regiert hat. Eine Aenderung der bisher be
triebenen Politik würde dem preußiſchen Staat nicht
zum Segen gereichen. Das ſtaatspolitiſche Experiment
eines Kurswechſels hat keinerlei innenpolitiſche Be
rechtigung. Die parteipolitiſchen Wünſche der Deut
ſchen Volkspartei und der Deutſchnationalen können
und dürfen kein Grund für eine Aenderung des ein
geſchlagenen Weges ſein. Schließlich braucht nur noch
darauf hingewieſen zu werden, daß auch die Gemüts-
wahlen des 26. April keinerlei Zwang zu einer Kurs
änderung darſtellen. Dieſe Wahlen brachten den Sieg
einer Perſönlichkeit, aber ſie ſind nicht beſtimmend für
eine Aenderung des politiſchen Weges; ſie ſind es ſchon
deshalb nicht, weil nach dem Wahlergebnis der preu
ßiſchen Wahlkreiſe Marx ſogar einen Vorſprung vor
Hindenburg hat. Jetzt kommt es daxauf an, aus der
Kriſenzeit der letzten drei Monate herauszukommen,
und das iſt nur möglich, wenn das Kabinett Braun
nun endlich an die Arbeit gehen kann, und wenn bei
dieſer Arbeit die Grundſätze verfolgt werden, mit deren
Hilfe bisher in Preußen erfolgreiche Aufbauarbeit ge
leiſtet worden iſt.

Der Volksblock muß bleiben.
Der Empfang, den die Republikaner am Mittwoch

abend dem aus Stuttgart zurückkehrenden Volksblock
kandidaten Marx bereiten wollen, wird zeigen, daß der
republikaniſche Gedanke auch nach der Wahl Hinden
burgs im deutſchen Volke lebendig iſt. Die Parteien
des Volksblocks haben eine Schlappe erlitten, der Ge
danke der Republik und der Gedanke der Demokratie
ſind aber in dieſem Wahlkampf innerlich gefeſtigt
worden. Die Stärke dieſer Gedanken wird auch nach
der Wahl Hindenburgs ſichtbaren Ausdruck finden
müſſen. Das geſchieht am veſten dadurch, daß die
dempkratiſch republikaniſche Jdee, die das Bindemittel
für die Kandidatur Marx war, auch für die Zukunft
ein Bindemittel von gleicher Stärke iſt. Der Volks
block muß bleiben. Er muß bleiben, weil mit dem
beendeten Wahlkampf ſeine Aufgaben nicht erſchöpft,
ſondern weil jetzt neue Aufgaben entſtanden ſind. Er
muß bleiben, nicht als Oppoſition gegen den neu
gewählten Reichspräſidenten, ſondern ſein weiteres
Daſein iſt deshalb notwendig, weil es jetzt gilt, alle
republikaniſchen Kräfte zu ſammeln gegenüber den
republikfeindlichen Beſtrebungen der Reaktion, die da
glaubt, auf Schleichwegen und auf Hintertreppen nach
der Wahl Hindenburgs zu ihren politiſchen Zielen
gelangen zu können. Das Jn- und Ausland muß
wiſſen, daß gegenüber den Gemütswählern auf der
andern Seite mehr als 13 Millionen entſchloſſene
Republikaner unter dem Banner Schwarz-rotgold
ſtehen, die ſtets bereit ſind, die Farben des Reiches
und die Verfaſſung des Reiches zu verteidigen mehr
als 13 Millionen Republikaner, die bereit ſind, alles
einzuſetzen für die deutſche Republik.

Militärdiktatur in Bulgarien
Als die Kommuniſten ihre Höllenmaſchine in der

Sofioter Kathedrale aufſtellten, haben ſie ſicher nicht
geahnt, daß ſie durch ihr graueuvolles Mordattentat
genau das Gegenteil von dem bewirken würden, was
ſie beabſichtigten. Sie erſtrebten die Beſeitigung des
Regiments
Errichtung einer Räte Herrſchaft nach ruſſiſchem
Muſter. Und wie iſt es gekommen? Zantkoff iſt un
bedingter Alleinherrſcher, gegen den ſich nicht einmal
der König zu rühren wagen darf, er regiert diktatoriſch
vermittels des Militärs und unter Aufhebung aller
verfaſſungsmäßigen Garantien für Leib, Leben und
Eigentum. Die Kommuniſten aber ſind vogelfrei, wer
den zu Tauſenden verhaftet und vielleicht auch zu
Tauſenden getötet ohne gerichtliches Verfahren und
Urteil. Und dabei darf ſich Zankoff ſogar noch auf die
Sympathien der Mehrheit des Volkes ſtützen, das von
dem kommuniſtiſchen Terror angewidert iſt, während
die Oppoſition entweder verlegen ſchweigt oder ſich
furchtſam verkriecht. Auch die Vorfälle in Bulgarien
lehren, wie die Entwicklung der Dinge in dem venach
barten Ungarn, daß der Kommunismus der wirkſamſte
Vorkämpfer für jede Art von Reaktion iſt. Rußland
ſelbſt brauchen wir dabei nicht zu erwähnen, da das
dortige Sowjetregiment trotz ſeiner modernen Auf
machung von Anſang an ein ganz reaktionäres Gebilde
geweſen iſt.

Der Kampf gegen Marr
im Wahlkreiſe Halle Merſeburg.

In ſeiner Anſprache betonte Hindenburg, daß
dem deutſchen Volke nichts ſo not tite, als Einigkeit, und
daß er ſeine ganze Kraft dafür einſetzen wolle, daß wir
aus der Zeit harter Not zu innerer Einigkeit
zuſammengeführt werden. Die erſte Vorausſetzung zu
einer ſolchen Einſtellung des deutſchen Volkes wird
gegenſeitige Achtung trotz beſtehender politi
ſcher Meinungsverſchiedenheiten ſein. Und dieſe gegen
ſeitige Achtung enthält als ſelbſtverſtändliches Gebot
die Forderung, daß der politiſche Wettſtreit frei
i aret wird von perſönlichen Gehäſſigketten und Verleumdungen gegen
die einzelnen Kandidaten So ſollte es ſeinUnd ſo ſollte das von den Hindenburgparteten ſtändig
im Munde geführte Wort „Volks gemeinſchaft
als Sinnbild eines anſtändig geführten Wahlkampfes
gelten. Hindenburg will dieſen anſtändigen Kampf
Er will Volksgemeinſchaſt. Aber, wenn er auch nur
eine Ahnung davon hätte, wie ſeine rechtsſtehenden
Anhänger den Wahlkampf für ihn beiſpielsweiſe in
Hallke- Merſeburg geführt haben, er würde das
Vergebliche ſeiner Bemühungen einſehen müſſen. Alles,
was die deutſche Sprache an niedrigen gemeinen
Schimpfworten nur irgend aufzuweiſen vermag, iſt
gegen den Kandidaten des Volksblocks, gegen Marx,
zur Anwendung gekommen. Und die Spitze dieſes
perſönlich gehäſſtgen Kampfes führte in unſerem
Wahlkreiſe das Blatt, das ſich „Kampfblatt der natio
nalen Frontſoldaten“ nennt, der „Alte Deſſauer“. Da-
für einige Beweiſe, die ſich beliebig erweitern laſſen:

In ſeiner Ausgabe am Vorabend der Wahl nannte
dieſes Blatt die Aufſtellung der Kandidatur Marrx einen
heimtückiſchen Verſuch zu einer vodenloſen Volks
verführung und eine hirnverbrannte Spekulation auf
die Dummheit der Maſſen. Marx wurde hingeſtellt als
ſchwammiger Parteipolitiker, der als linksdemokratiſcher
Katholik ſeinen eigenen Glauben verleugne. Er ſei
ein ehrgeiziger Gernegroß, ein lächerlicher Geſchäſftl
hüber, ein klägliches, erbärmliches Maännlein, ein willen
loſes Schauſpielerlein und unſcheinbares Laufbürſchchen
in der Kaſperbude der politiſchen Revoluttonsſchieber.
Er würde als Harlekin und Parteilaſper bezeichnet, der
in Dienſte der internativnalen Judengeldmacht hartei
h e e machen wolle Man ſprachvon hin von dem Prachterxemplt aus dem Je
riſaleinkabtnett. Man nannte ſ(hn den Hampelmann
Maärx, der mit dem Moſtrichinenheer ber Akheiſten Und
mit den Herrerr Bärmaten, uſter Harlekinſprüngen
ſeiner Hampelmannsrolle gerecht zu werden verſuche.
Die Kundgebungen die für Marx unter den Staats

Zankoff und der Monarchie und daſür die

farben erfolgten, wurden Moſtrichinen Kundgebungen
betitelt. Einen beſonderen Drumpf fügte dieſer Art des
Wahlkampfes dann noch der Oberſtleutnant g. J
Dueſterberg hinzu, indem er in einem Aufruf zur Wahl
von den Anhängern der Kandidatur Marx als von
Heimkriegern, Etappenſchweinen, Deſerteuren, kleinen
beſchnittenen und unbeſchnittenen Miſtkratzern und
Feiglingen in Hoſen und Rock ſprach. Neben dieſen
Zeichen einer Dueſterbergſchen Kampfesweiſe folgte
dann noch die Bemerkung, daß die Anhänger der Marx
Kandidatur Köter ſeien, deren Gebell und Geſtank um
ſo widerlicher wäre, je kleiner ſie ſeien.

Daß der alte greiſe Feldmarſchall, der ſein Leben
lang als alter Soldat Wert auf einen anſtändig ge
führten Kampf gelegt hat, früher jemals von einem
ſeiner Untergebenen, und wenn es auch gegen Feinde
geweſen wäre, eine ſolche Sprache geduldet haben
würde, iſt nicht anzunehmen.

In ähnlicher Weiſe beteiligte ſich die von den Ruhr
gewinnlern aufgekaufte frühere demokratiſche Saale
Zeitung an dem Kampf gegen den Kandidaten des
Volksblocks. Sie brachte von einem Guſtav Ritter
Grabow ein Gedicht folgenden Jnhalts:

Ouarks!
Quarks quarks quarks
Marx Marx Marr!Fetter Froſch im roten Sumpf
Quarkt ſo laut, als wär er Trumpf
Dort bei Baxmat-Sklarz,
Armer, armer Marrx!

„Gark gark gark!
Das iſt aber ſtark!“
Schilt ein Rabe hoch im Baum,
Froſch, bald wird zerſtört dein Traum,
Kommt ein Tier, ein ſtark's,
Frißt den armen Marx!

Quarks quarks quarks,
Wo iſt nun der Marr?
Kam ein Storch von Hindenburg,
Fraß den armen, fetten Lurch,
Fütſch iſt nun der Marx,

„Quarks!“Quarkt nicht mehr ſein

Daß in der Reihe ſolcher Blätter die Halleſche
Zeitung“ nicht fehlt, iſt ſelbſtverſtändlich In ihrer
Sonntagsausgabe, alſo am Wahltage, brachte ſie eine
Karikatur von Marx, die dieſen in Gemeinſchaft mit
BarmatKutisker

und einem polniſchen Strolch zeigte
So hat man alſo die Abſicht Hindenburgs, uns aus
innerer Zerriſſenheit zur Einigkeit und Volksgemein
ſchaft zu führen, im Wahlkampf gegen einen deutſchen
Volksgenoſſen, der ſich mit Hindenburg um den
höchſten Vertrauenspoſten im deutſchen Reiche bewarb
und der rund 14 Millionen Wählerſtimmen auf ſich
vereinigte, zum Ausdruck gebracht. Beſonders bemerkt
ſei auch noch, daß die genannten Perſonen und Blätter
nicht davor zurückſcheuten, eine große Anzahl Schul
kinder, beſonders aus den höheren Schulen in die
Wahlpropaganda hineinzuziehen und auch dieſe ver
anlaßten, durch ihr Auftreten auf den Straßen ne
ähnliche Kampfesweife an den Tag zu legen. Das l
uns nun zur Volks gemeinſchaft führen! Das ſoll die
Vorarbeit für die Abſicht Hindenburgs, als Rei s-
präſident der deutſchen Republik unparteiiſch und ge
recht ſein hohes Amt zu führen, darſtellen. Schlimmer,
als durch dieſe perſönlich gehäſſige Kampfesweiſe kannt
die politiſche Zerriſſenheit unter uns nicht geſchürt
werden. Und es iſt kein Wunder, wenn durch ſolche
Kampfesart ſchon unſere Jugend politiſch vergiftet Und
gegeneinandergehetzt wird.

Noch am Tage vor der Wahl müßten wir uns durch
öffentlichen Anſchlag gegen eine Flugſchrift unter dem
Titel „Gewitter“ wehren, da deren gemeiner In
en der wiederum Marx in kaum wiederzugehe er

eiſe perſönlich herabſetzte, unſerer Auffaſſung ch
den Namen des jetzigen Reichspräſidenten nur ſchön
konnte. Der Appell an die halliſche Bevölkerung. ch
gegen ſolche Gemeinheiten zu wehren, ſcheint keren

Widerhall gefunden zu haben. Auch das iſt ein Sei
chen dafür, wie wenig man hier in Halle geneigt u
ſein ſcheint, der Abſicht des jevigen Reichspräſiden n
in bezug auf innere Einigkeit und eine anſtän e
Kampfesweiſe untereinander gerecht werden zu wollen.
Wenn der Reichspräſident Hindenburg eine ähn iche
Anhängerſchaſt auch in den übrigen Gauen unſeres
Vaterlandes hinter ſich haben ſollte. dann wird er
wenig Freude an ſeinem hohen Amt und ſeinen hohen
Aufgaben, Deutſchland aus der inneren Zerriſſenhei
zur Volksgemeinſchaft zu führen, empfinden

Ein gleiches Bild ergibt ſich, wenn man die aus
dem e zirk eingegangenen Berichte über die
Kampfesweiſe der Rechtsblockpreſſe und der Anhän er
der Hindenburgkandidatur gegen den Volksblogkandie
daten Marx prüſt. Einmütig kommt in dieſen Be
richten zum Ausdruck, daß die wüſteſten Schimpfereen
gegen Marxrx, perſönliche Verleumdungen un Gehäſſtg
keiten gegen ihn und führende Männer des Volksble s
und ein von den ſogenannten vaterländiſchen Verhäu
den entſalteter Wahlterror angelwandt wurden, der
alles andere als die Abſicht Hindenburgs, innere Einig
keit zu ſchaffen, darſtellt. So verſuchten noch nicht
mannbare Anhänger dieſer Verbände in Torgau die
Volksblockverſammlungen zu ſprengen In Naumburg
wurden die Volksblockplakate entweder abgeriſſen oder
beſchmiert: und den Eipfel der Verleumdung erreich
ten die „Zeitzer Neueſten Nachrichten mit der Lügen
meldung, daß die Chefredarkteure der Voſſiſchen Zei
tung und des Berliner Tageblattes nach Paris Und
London gefahren ſeien, um das Ausland gegen die
Kandidatur Hindenburgs mobil zu machen. Gegen
das Blatt iſt zwar ſofort Straſantrag geſtellt worden,
aber ſeine Kaltulation auf die augenblickliche
Wirkung ſolcher Verleumdungen konnte damit nar
lich nicht zerſtört werden, zumal dieſe Niedertracht von
dein Anhängern des Rechtsblocks ſofort aufgegri en
und, wenn auch nicht laut und öffentlich, ſo doch im
geheinen, überall hingetragen und weiterverbreitet
wurde. In dieſer Weiſe hat man für den greiſen Feld
marſchall geworben.

e.nie Beſeſnmen
hinzutretender Abonnenten

auf den

bei dem zuſtändigen Poſtamt
oder bei dem Brrefträger

auſgegel n werden.
Der Amweg

einer Beſtellung an den Verlag

iſt zu vermeiden!
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Zum Schluß noch ein kleines Zeichen von der „Volks
gemeinſchaſtsſtimmung“ gewiſſer Stahlhelmjünglinge
in Halle. Wir hatten am Montag morgen nach der
Wahl kaum unſere Bureauräume betreten, als uns
wiederholt telephoniſch die Drohung zugebrüllt wurde,
daß wir totgeſchlagen würden, wenn ſich jemand von
uns mit dem Abzeichen des Reichsbanners auf der
Straße ſehen laſſen würde. Dieſes Abzeichen ſtellt
nichts anderes als die republikaniſchen
Reichsfarben dar. Dieſelben Farben, die nun der
nete Reichspräſident, Herr Generalfeldmarſchall von
Hindenburg-Beneckendorf beſchwören, und auf die er
in die Hände des ſozialdemokratiſchen Reichstagspräſi
denten Loebe demnächſt einen feierlichen Eid ablegen
will. Wen ſchmähen nun ſeine Anhänger mit ſolchen
Drohungen? Der „Halleſchen Zeitung ſcheint bereits
eine Ahnung dafür aufzudämmern, daß eine weitere
Beſchimpfung und Beſchmutzung der Reichsfarben
künftig auch auf den neuen Reichspräſiden-
ten abfärben müſſe. Sie, die bisher dieſe Farben in
der r er n Form behandelt hat, nennt mit ein
mal in ihrer Nummer 98 die Farbenzuſammenſtellung
Der republikaniſchen Verfaſſung „Schwaärz-Rot-Golden“.
Und in einer bei dieſem Blatt beſonders auffallenden
Augenblicksſtimmung mahnt ſie daran, daß man beim
Amtsantritt des neuen Reichspräſidenten den Streit
um die Flaggenfrage ſchweigen laſſen müſſe.
Gerade von den Siegern müſſe jetzt das Wort geſprochen
werden: „Brüder, wir reichen euch die Hand, auch wenn
ihr gegen uns ſtimmtet!“

Nach den bisherigen Exfahrungen, die man mit der
Kampfesweiſe dieſes Blattes gemacht hat, geben wir
Uns über die Bewertung ſolcher Augenblicksäußerungen
keinerlei un hin. Der angeblich parteipolitiſch
neutrale „Luiſenbund“ und der angeblich parteipolitiſch
ebenſo neutrale „Stahlhelm haben vor der Wahl die
Erklärung veröffentlicht: „Wer Hindenburg nicht wählt,
wird ausgeſchloſſen, iſt kein Deutſcher mehr!“ Das
genügt, um die wahre Stimmung, die wahre An
ſicht über Hindenburgs Volksgemeinſchaft zu kenn
zeichnen, wie man ſie in den Kreiſen ſeiner Anhänger
ſchaft bisher ſtets gehegt und auch in Zukunft zum
Ausdruck bringen wird. Alles andere iſt nichts als
eine inhaltloſe Phraſe. Wir wiederholen: der neue
Reichspräſident der deutſchen Republik wird in ſeinen
Abſichten und Aufgaben ſcheitern, an der politiſchen
Unwahrhaftigkeit ſeiner Anhänger. th.

Gchwarz-Rot-GOold
das Banner der großdentſchen Sehnſucht

So ſteht es zu leſen in der Nr. 98 der deutſch
völkiſchen „Halleſchen Zeitung“, und hinzu
gefügt wird dann noch, daß dieſes Banner am Tage
der Eidesleiſtung des neuen Reichspräſidenten zu
Ehren des vom Volke gewählten Führers wehen
wird als das Symbol deſſen, was er als die noch zu
erfüllende Aufgabe ſeines ruhmreichen Lebens erkannt
hat. Jſt's möglich? Mit einemmal gibt es kein
„SchwarzRotMoſtrich“ mehr? Gleichſam über Nacht
können die Farben „SchwarzRot-Gold“ eine Ehren-
bezeugung auch für den Präſidenten der deutſchen
Republik, Herrn Generalfeldmarſchall von Hindenburg
Beneckendorff, darſtellen Ja, es iſt ſo! Aber das
Blatt, das bisher dieſe Farben geſliſſentlich verhöhnt,
als „Judenfahne“, als „Schieberpanier“ veſchimpft
und die völkiſchen Verbände gegen dieſe Farben gehetzt
Hhat, das Blatt, das dieſe Hetze ſyſtematiſch in die
deutſche Jugend und ſogar in die Schulen hinein
getragen hat, dieſes Blatt hat nicht etwa eine plötzliche
Sinnesänderung vollzogen! O nein! Dieſe Un
ſtellung andere Beweggründe! Wenn Herr von
Hindenburg vor dem Deutſchen Reichstag ſeinen Eid
auf die republikaniſche Verfaſſung ablegt, weht über
dieſer Szene auf dem Dache des Reichstagsgebäudes
SchwarzRotGold. Wenn Herr von Hindenburg in
ſeinem Berliner Amtsgebäude als Reichspräſident
waltet, rauſcht auf dem Dache auch dieſes Hauſes
„SchwarzRotGold“. Es ſind die Farben, unter
denen er ſeine Amtshandlungen vollzieht. Und da
dämmert nun eine Ahnung darüber auf, daß man mit
einer weiteren Beſchmutzung der Reichsſarben auch die
Perſon des Reichspräſidenten trifft. Bei
dem früheren Reichspräſidenten konnte man ſich nach
Herzensluſt jegliche Beſchimpfüng der Reichsfarben
leiſten. Er war ja nur ein Sattlergeſelle, war Repu
blikaner, gegen den die Meute der völkiſchen Scharen
losgelaſſen werden konnte, je toller je beſſer! Jetzt
pfeift man die Meute zurück. Ob's gelingt? Nein!
Die innere Heuchelei, die dieſes plötzliche Zu
rückpfeifen veranlaßt, diktiert dieſes „Nein“ als einzig
mögliche Antwort. Die wahre angeblich „nationale“
Geſinnung wird ſehr bald wieder zum Vorſchein
kommen. Wir erwarten nichts anderes. th.

Der blamierte „Alte Deſſauer“.
Jn ſeiner Nummer vom 25. April auf Seite 2

bringt das Schimpf- und Hetzblatt des Oberſtleutnant
Düſterberg einen kleinen Beitrag über Laſſalle, den
bekannten ſozialiſtiſchen Schriftſteller und Begründer
der deutſchen Arbeiterbewegung, der am II. April 1825
geboren wurde. Man muß nun hören, was der „Alte

Deſſauer“ darüber zu ſagen hat:

„Für uns Deutſche läge kein Anlaß vor, dieſes
Fremdſtämmigen zu gedenken, wenn nicht auch in
nationalen Kreiſen das Vorurteil verbreitet wäre,
daß Laſalle national gedacht hat, während ſeine
Mitarbeiter Marx und Engels international ge
richtet waren. Dieſer Jrrtum, ein Jude könnte
deutſch und nation al fühlen, muß beſeitigt
werden. Zum Glück iſt das möglich, und dazu
verſchafft eine neue Lebensbeſchreibung des Profeſſors
für Konſumvereinsweſen in Frankfurt Steinſicheres Material, das auch von der Gegenſeite nicht
angefochten werden kann, da Stein Jude iſt. Es er
gibt ſich danach ganz klar, daß Laſſalle, deſſen Namens
ſfälſchung ſchon Bände ſpricht, im Solde Frank
reich s geſtanden hat, wie bekanntlich auch Heine ind
mancher Zeitgenoſſe, der zu den Lieblingen der jüdi
ſchen Preſſe gehört. So iſt es vegreiflich, daß dieſer
franzöſiſche Agent Ende der 50er Jahre ein Drama
veröffentlichte, das den Franzoſenkaiſer verherrlichte,
das aber zum Glück ohne Wirkung vlieb, da es ſchon
bei der Erſtaufführung in Wien mit Glanz durchſiel,
obwohl die dort allmächtige jüdiſche Neue Freie
Preſſe ſich ſehr dafür einſetzte. Welch ein Licht fällt
nun auf die ganze politiſche Agitation dieſes Mannes
dem es gelang, die deutſche Arbeiterſchaft völlig zu
verhetzen, und der es im Verein mit dem üblen libe
ralen Demagogen Schulze- Delitzſch fertigbrachte,
die Konſumvereine auf deutſchen Boden zu ver
pflanzen, die dazu dienen, den Mittelſtand zu prole
tariſieren. Und wie durchſichtig erſcheint jetzt das Be
ſtreben dieſes Laſſalle, ſich an Bismarck heran
zuſchleichen, um ihn im fremden Solde aus
zuſpionieren! Zum Glück wurde Deutſchland von
dieſem Spitzel dadurch befreit, daß er ſich in einem ge
ſchäftlichen Zwiſt mit ſeiner Geliebten, einer ver
heirateten Frau, zu einem Streit mit deren Mann hin
reißen ließ, der ihn in unrühmlicher Weiſe erſchoß.

Wer nun ein Quentchen politiſche Bildung hat,
weiß, daß Delitzſchſs berühmter Sohn, der Liberale
und Demokrat Schulze, der „Vater des deutſchen Ge
noſſenſchaftsweſens“ in einem heftigen Kampf mit
Laſſalle lag, ſo daß von einem „HandinHand-arbeiten“
keine Rede ſein kann. Wir haben uns daher das Ge
ſchreibſel näher angeſehen und ſtellen feſt, daß es vor
Unſinn und Unwahrhäftigkeit ſtrotzt: Ein Buch über
Laſſalle von einem Prof. Stein aus Frankfurt gibt es
nicht, ebenſowenig wie eine Profeſſur für Konſum-
vereinsweſen in Frankfurt. Prof. Philipp Stein, der
vor einiger Zeit Frankfurt verließ, nachdem er dort
auch über Genoſſenſchaftsweſen geleſen hatte, iſt kein
Jude. Das „unanfechtbare Material“ des alten Deſ
ſauern iſt alſo frecher Schwindel. Ebenſo iſt es
Laſſalle habe im Solde Frankreichs geſtanden und gar
Bismarck ausſpioniert. Bismarck war doch nicht die
Kinoſigur, als welche er im „Alten Deſſauer“ fortlebt!
Er hat ſich mit Laſſalle viel und ausführlich unter
halten. Ein glänzender Unſinn iſt ferner die Behaup
tung, daß Laſſalle ein Drama zur Verherrlichung Na
poleons geſchrieben habe. Das einzige Drama, welches
er geſchrieben hat, behandelt die Geſchichte Franz
v. Sickingens, und ſelbſt in der Redaktion des „Alten
Deſſauer“ dürfte wohl bekannt ſein, daß dieſer vor der
Zeit Napoleons verſtorben iſt. Das Stück wurde nie
aufgeführt, am allerwenigſten in Wien, und die
alberne Behauptung, die dortige „Neue Freie Preſſe“
habe ſich dafür eingeſetzt, erledigt ſich dadurch, daß das
Blatt beim Tode Laſſalles noch nicht beſtanden hat.

Daß Laſſalle ſich für Konſumvereine eingeſetzt hat,
iſt gerade das Gegenteil der Wahrheit: er war es be
kanntlich, der die deutſche Arbeiterſchaft von dieſen
fernhielt, daher ſein großer Konflikt mit Schulze
Delitzſch, dem Volksfreund und Demokraten, der an
ſenn d dachte, als die Zerſtörung des Mittel

andes.
Und ſchließlich Laſſalles Tod! Er iſt 1864 in einem

Duell gefallen. Sein Gegner hieß von Rackowitza,
die Dame um deretwillen das Duell ſtattfand, Helene
v. Dönniges. Sie konnte alſo wirklich nicht gut die

Frau von Laſſalles Gegner ſein! Von geſchäftlichen
Angelegenheiten war dabei nie die Rede! Daß der
Tod im Duell unrühmlich ſei, wollen wir gerne als
eine Aeußerung des Alten Deſſauer“ feſthalten. Sein
Redakteur dürfte dafür von ſeinen Standesgenoſſen
einen tüchtigen Rüffel bekommen.

So viele Behauptungen, ſo viele Unwahrheiten!
So ſieht die Sachkenntnis und politiſche Bildung

aus, mit der dieſes anmaßende Blatt geſchrieben wird,
und ſo einen Unſinn bietet man deſſen Leſern.
Nun, in der Redaktion des „Alter Deſſauer“ kennt man
ſie ja und weiß, was man ihnen zu bieten hat. Es iſt
aber gut, wenn auch andere Kreiſe erfahren, wie es
im Kopf dieſer Leſer und vor allem in der Redaktion
dieſes Blattes ausſieht.

Demokratiſche Wirtſchaftstagung.
Der Reichsausſchuß für Handel, Induſtrie und Ge

werbe beim Hauptvorſtand der Deutſchen Demokra
tiſchen Partei hat zum 23. und 24. Mai 1925 nach Eiſe
nach ſeine diesjährige Hauptverſammlung einberufen.
Die Tagung wird ſich vor allen Dingen mit der Feſt
legung der e und handelspolitiſchen Grundlinten
beſchäftigen, die bei der weiteren Arbeit dieſes Aus
ſchuſſes als Beratungsorgan des demokratiſchen Partei
vorſtandes und der demokratiſchen Reichstagsfraktion
als Baſis dienen ſollen. Die Unzulänglichkeit der die

Schwindel, daß irgend jemand bisher behauptet habe, d

Steuerreform betreffenden Vorlagen der Reichsregie
rung ſowie die Führerloſigkeit der gegenwärtigen deut
ſchen Außenhandelspolitik legen der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei in ihrer gegenwärtigen Oppoſitions
ſtellung ganz beſondere und verantwortliche Verpflich
tungen auf. So wie ſeither, wird auch guf dieſen Ge
bieten die Deutſche Demokratiſche Partei ihre Oppo
ſitionsſtellung nicht dazu benützen, in demagogiſcher
Form etwa vorhandene Gegenſätze zu verſchärfen, um
daraus Grundlagen für engere parteitaktiſche Erfolge
zu gewinnen vielmehr wird es Aufgabe der Partei
ſein, der bei der gegenwärtigen Reichsregierung zu ve
obachtenden Energieloſigkeit gegenüber den unberech
tigten Machtbeſtrebungen einzelner Wirtſchaftsgruppen
und insbeſondere der Großland wirtſchaft entgegenzu
treten und an Stelle der mehr und mehr ſich vor
drängenden Beruſsſtandspolitik die Wahrung all
gemeiner volks wirtſchaftlicher Geſichtspunkte bei der
weiteren Regelung lebens wichtiger wirtſchaftspolitiſcher
Gegenwartsfragen durchzuſetzen.

Die in dem Reichsausſchuß für Handel, Jnduſtrie
und Gewerbe beim Hauptvorſtand der Deutſchen Demp
kratiſchen Partei vereinigten Wirtſchaſtsberufe haben
hier nicht nur einer ſich aus ihrer demokratiſchen Partet
zugehörigkeit ergebenden Verpflichtung zu dienen, ſon
dern ſie dienen auch gleichzeitig im wahrſten
Sinne den elementarſten Lebensintereſſen ihrer
eigenen Berufsſtände, deren wirtſchaftliche Zu
kunft von der Sicherung der Gleichberechtigung
aller Erwerbsſtände abhängig iſt. Es wird eine
der vornehmſten Aufgaben der Tagung ſein müſſen,
auch ſeitens der Wirtſchafter der Deutſchen Demokra
tiſchen Partei ein Bekenntnis daſür abzulegen, daß
Förderung und Steigerung der deutſchen Ausſuhrwirt
ſchaft für unſere Gegenwart im wahrſten Sinne Richt
linie einer Wirtſchaſtspolitik des Schutzes der natio
nalen Arbeit ſein muß.

Der Reichsausſchuß ladet zu dieſer Tagung nicht
nur ſeine Mitglieder ein, ſondern richtet hiermit an alle
dem deutſchen Unternehmertum an gehörenden Mit
glieder und Freunde der D. D. P die Bitte, an der
Eiſenacher Hauptverſammlung teilzunehmen. Anmel
dungen und Anfragen ſind an die Geſchäftsſtelle des
Reichsausſchuſſes für Handel, Jnduſtrie und Gewerbe
beim Hauptvorſtand der Deutſchen Demokratiſchen
Partei, Berlin NW 7, Schließfach 1, zu richten

Tagung der Angeſtellten der chemi
ſchen Induſtrie Mitteldentſchlands

Die Reichsfachgruppe chemiſche Induſtrie im Gewerk
ſchaftsbund der Angeſtellten veranſtaltet am Sonntag,

em 3. Mai 1925, in Halle (Saale) eine Tagung der
Vertrauensleute der chemiſchen Jnduſtrie Mitteldeutſch
lands. Jm Mittelpunkt der Tagung ſteht ein Referat
des Reichsfachgruppenleiters Krempel- Berlin über:
„Die tarif- und wirtſchaſtspolitiſche Lage in der che
miſchen Jnduſtrie“ unter beſonderer Berückſichtigung
der Konzentrationsbeſtrebungen der Teerfarbenfäbriken.
Die Vertrauensleute werden ſich des weiteren mit den
zur Zeit ſchwebenden Verhandlungen wegen der Neu
regelung der Gehälter und der Arbeitszeit zu beſchäf
tigen haben.

Neue Situation im Bankgewerbe
Der G. D. A. verlangt ein amtliche s Schlichtungs

verfahren.
Die in verſchiedenen mee verbreiteten Nach

richten über die in den Bankbetrieben erfolgte Ab
ſtimmung haben bezüglich der Stärkeverhältniſſe der
einzelnen Angeſtelltenorganiſationen ein ganz falſches
Bild ergeben. Von der Abſtimmung iſt nur ein Teil
der deutſchen Bankbetriebe betroffen worden, und
zwar nur diejenigen Bankinſtitute, die dem Reichs
verband der Bankleitungen angehören. Weit mehr als
ein Drittel der Bankangeſtelltenſchaft konnte an der
Abſtimmung nicht teilnehmen So hat z. B. der frei
heitlich nationale Gewerkſchaftsbund der e ten
die Mehrzahl ſeiner Mitglieder in den Privat
bankbetrieben zu verzeichnen, die dem Reichsverband
der Bankleitungen nicht angehören, ſo daß die auf
dieſe Organiſation entfallenden Stimmen nur einen
Teil der Mitgliedſchaft darſtellen. Der Gewerkſchafts
bund der Angeſtellten hat den Schiedsſpruch, der ſich
ausſchließlich auf die beſagte Abſtimmung ſtützte, an
gefochten und den Reichsarbeitsminiſter erſucht, ein
am tliche s Schlichtungsverfahren einzuleiten

Gicherheitsangebot.

Der Deutſche Zweig der Internationalen Frauen
liga für Frieden Und Freiheit hat an den Ausſchuß
des Reichstages für Auswärtige Angelegenheiten die Anfrage gerichtet,

warum der Inhalt des Deutſchen Sicherheits
angebotes nicht mindeſtens gleichzeitig mit ſeiner
Uebermittlung an auswärtige Regierungen dem
Deutſchen Volke zur Kenntnis gebracht worden ſei,
und ob der Reichsaußenminiſter im Einvernehmen
mit dem Ausſchuß und von ihm ermächtigt die ſrag
lichen Schritte unternommen habe?

Nach den bitteren Erfahrungen des Weltkrieges ſei

heimdiplomatie auſzuräumen Und Eigenmächtigkeiten
der Vertreter des Reichsamts des Aeußeren mit der

nötigen Entſchiedenheit entgegenzutreten.

es höchſte Zeit, mit den berüchtigten Methoden der Ge

Wir bringen nachfolgende Entſchließungen des
Lehrervereins Artern u. Umgegend, die uns verſpätet
zugehen. Wenn auch inzwiſchen die Entſcheidung
über die die Grundſchule vetreffende Frage im Reichs
tage leider gefallen iſt, ſo ſteht ſie im Preußiſchen Land
tage noch aus, und geben wir daher gern den Lehrern

hierzu das Wort

Konlordat.
Der Lehrerverein Artern und Umgegend

erblickt in dem Bayheriſchen Konkordat und in
den Verträgen mit den dortigen evangeliſchen Kirchen
eine Verletzung der Art. 130, 135, 136, 143, 144 146
und 149 der Reichsverfaſſung und eine Gefährdung
der Entwicklung und Selbſtändigkeit unſeres geſamten
Schulweſens, des Volksſchulweſens im beſonderen
Der Lehrerverein Artern u. Umg. bittet die Regierung,
die durch das Konkordat verletzte Verfaſſung des Deut
ſchen Reiches zu ſchützen und noch jetzt Einſpruch
gegen jenes Konkordat zu erheben Und vor allem zu
verhindern, das deutſche Schulweſen durch weitere
ähnliche Verträge zu gefährden.

Grundſchule.
Anträge im Reichstage verlangen eine Diffes

renzierung der Grundſchule dahingehend,
daß es vbegabten, körperlich und ſeeliſch geſunden
Kindern ermöglicht werden ſoll, das Ziel der Grund
ſchule in 3 Jahren zu erreichen. Der Lehrerverein
Artern u. Umg. ſteht dieſen Anträgen aus pädagogi-
ſchen wie ſoziglen Gründen ablehnend gegenüber. Er
erwartet daher vom Reichstage bzw. vom Preußiſchen
Landtage, daß er an der undifferenzierten 4ährigen
Grundſchule feſthält.

Mittellungen.

Vorbildlich
bei der Verbreitung unſeres Parteiblattes, des
„Politiſchen Wegweiſer“, haben einzelne Ortsgruppen
erfreuliche Reſultate erzielt. Zurückzuführen r dies
auf die energiſche Arbeit, die intereſſierte Parteifreunde
geleiſtet haben. So iſt es beiſpielsweiſe in einem
kleinen Haärzörtchen von etwa 1000 Einwohnern einem
geradezu vorbildlich arbeitenden Freunde gelungen,
46 feſte Leſer des „Politiſchen Wegweiſer“ zu werben.
Warum kann in ähnlicher Weiſe nicht überall geworben
werden? Wir müſſen dieſe Frage aufwerfen, weil teil
weiſe die uns aus Städten mit verhältnismäßig großer

auch nur einigermaßen erfolgreiche Werbetätigkeit ver
miſſen laſſen. Was in dem kleinen Oertchen möglich iſt,
muß ſich an größeren Plätzen für uns auch erreichen
laſſen. Alſo, friſch ans Werk und dem Vorbilde nach
geeifert!

Aus den Vereinen
Deutſch demokratiſche Frauengruppe Halle. Am

Freitag, dem 1. Mai, findet im Reſtaurant „Nico
haus“, abends 84 Uhr, ein Vortrag über Gott
fried Keller ſtatt. Redner iſt Herr Landtags
abgeordneter Dr. Bohner, Magdeburg. Um recht
zahlreiches Erſcheinen wird gebeten. Gäſte können

eingeführt werden. 3
Republitaniſcher Frauenbund Halle. In der am

20. April ſtattgefündenen Mitgliederverſammlung ſprach
Herr Lehrer H. Haupt in feſſelnder anregender Weiſe
über. „Die Entſtehung der Erde.“ Der Vorſtand wurde
durch Zuruf wiedergewählt.

Nu reſte Grweernſ
des Abonnements für den nächſten Monat

bei einem Poſtamt
oder bei einem Brieſträger

ſichert

unſeren Leſern die

ungeſtörte Weiterlieferung
des

Für Beſtellungen, die nach dem 25. eines
Monats beim Poſtamt aufgegeben werden,
erhebt dieſes eine Sondergebühr von 20 Pfg.

Verantwortlich für die Schriſtleitung: Freda Marie
Gräfin zu Dohna; für den Anzeigenteil und Verlag

Deutſche Demokratiſche Partei. Sämtlich in Halle.

Ber ſenen Mi
als Mitglied
Deutſchen Demokratiſchen Par
tei für das laufende Jahr bisher
noch nicht bezahlt hat, wird ge
beten, den Beitrag an den mit
dem Einkaſſteren beaufſtragten
Boten, oder in eines der Zahl-
ſtellen Bankhaus L. Schön
licht, Poſtſtraße, und Partei
geſchäfesftelle,

zu enLrichken. Die Beitrags-
zahlung kann je nach Wahl des
einzelnen Mitgliedes in jähr
lichen, halbjährlichen, viertel
jährlichen ober monatlichen

Naten erfolgen.
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ist eine im VI. Jahrgang erscheinende Monatsschrift, die
von Haus- Werner Gyßling und Ernst Lemmer heraus
gegeben wird. DER HEROLD ist bei einer ſtändigen
Mindestauflage von 5100 Exemplaren die größte, billigste

und über das Reichsgebiet glelchmäßig verbreitete Zeit-
schrift der jungdemokratischen Bewegung. DER. HEROLD

ist in seinem bündespolitischen Teil das beschlossene
Blatt des Reichsbundes Deutscher Demokratischer Jugend

und des Reichsbundes Deutscher Demokratischer Stu-
denten. DER HEROLD Kostet Vierteljährlich nur eine
Mark und Kann auf jedem Postamt bestellt werden,
DER HEROLD bringt zurzeit Beiträge von Ernst Lemmer
über „Republik und Reaktion im Kampf“, Hans Werner
Gyßling über praktische Fragen der Jugendbewegung,
Heinrich Koch über „Stagtsgedanke und Wirtschaft-,
Ernst Schein über elementate Wiärtschaftsfragen, Walter
Goetz über Bismarck und die heutige Jugend“, Martin
Hobohm über „Das alte, heitige Potsdam, Allons
Steiniger über Europa usv. DER HEROLD Vertügt
über einen besonderen literarischen, einen studentisehen
und einen Jugendpolitischen Tell. Verlangen Sie ein

unberechnetes Probeheſt von der

Herolcl-Verlgasgerelschaft m. h. H.
Berlin SW. 11, Bernburger Kraßte 18.

S S S S Ss

S

S S C S

e

gene

J

S

S
J

e

S S SSe S S S 2s S erT e DS s e5 av D. se S 7 82325S s 5See eS ne SS S o vD D S SS neSe S 3S S S SS

Einwohnerzahl bisher zugegangenen Beſtellungen eine

e

e ſehen

Arſchafter

ſaß der 26

ine Uel
en gegen
egen der

andtages

worden i

Sie we

inden!
eaktion b

rgs weg
(hten hat

ird ernſt
wähnt.)
Admarſch

ar werde

eutſchen

er verhaf
en Eid
berfaſſ
lten Herr

ägen es
rmer wer

eite des
kepubl
Mewiß v

ie Naul
ber daß

e
it Acht

enen Hir
pird, betr

ratie un
auerlich
ändlichen

indenbu

a
er

hwargere

ublik gel
erbände

u ſeinen
epublikat

rtan ke
eichspraä

n über



Rede
des demokratiſchen Reichstagsabgeordneten H. Dietrich (Baden)

gehalten im Deutſchen Reichstag am 8. Mai 1925
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Dietrich (Baden) (DD), Abgeordneter: Meine Damen
und Herren! Wir hatten erwartet, daß in der heutigen
Debatte die Parteien der Rechten zu der Frage der
Aufwertung, nachdem jetzt eine Vorlage der Regierung
gemacht iſt und zur Diskuſſion ſteht, im einzelnen
Stellung nehmen würden und daß der Zuſtand, in dem
wir die Zeit her geſteckt haben, daß nämlich nur Taktir
gemacht würde, heute ein Ende nehmen werde.

Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir ſehen aber aus den Erklärungen, die heute abge
geben worden ſind, daß wir uns immer noch in dem
Zuſtande der Taktik befinden. Denn was hier geſagt
worden iſt, iſt zwar ſehr verbindlich nach außen, ſagt
aber in der Sache ſelber ſo gut wie nichts.

(Sehr richteg! bei den Deutſchen Demokraten.)
Nur eines, glaube ich, kann man aus allen drei Erklä
rungen ſowohl der Deutſchnationalen, als der Volks
parkei, als auch des Zentrums entnehmen, daß näm
lich der Standpunkt, den Herr Beſt immer vertreten
hat, daß allein eine individuelle Aufwertung imſtande
ſein ſolle, wieder für eine gewiſſe Gerechtigkeit zu ſor
gen und die Sparer angemeſſen abzufinden, von allen
drei Parteien endgültig verlaſſen worden iſt.

(Hört! Hört! bei den Deutſchen Demokraten)
Wir ſtellen daß nicht etwa deswegen feſt, weil wir

der Meinung wären, daß man an dem Standpunkt der
individuellen Aufwertung feſthalten müßte. Wir haben
ihn nie verfochten; denn wir haben gewußt, daß es auf
dieſem Wege aller Vorausſicht nach nicht gehen wird.
Wir ſtellen das hauptſächlich deswegen feſt, weil wir
in einer unerhörten Weiſe die Jahre her beſchimpft
worden ſind, weil wir jene Vorſchläge nicht mitgemacht
haben und weil man uns als diejenigen hingeſtellt hat,
die das Intereſſe der Sparer und des Kapital beſitzen
den Mittelſtandes vernachläſſigt hätten, weil man uns
als diejenigen hingeſtellt hat, die die Vertreter des in
ternationalen, des Börſenkapitals, und wie dieſe Einrich
tungen alle heißen, ſeien.

Beſonders hat man uns ja auch deswegen angeklagt,
weil einer von uns es war der Herr Abgeordnete
Dernburg den Standpunkt verfochten hat, daß es
nicht möglich ſein werde, eine volle Aufwertung zu
machen und daß deswegen eine ſoziale Löſung notwendig
ſei. Faſt mit Behagen, möchte man ſagen, entnimmt
man aus allen den Erklärungen, die heute abgegeben
worden ſind, daß ſämtliche Parteien, die Erklärungen
abgegeben haben, dieſen Gedanken in den Vordergrund
geſchoben haben.

(Sehr richtig! bei den Deutſchen Demokraten.)
Aus der Erklärung der Reichsregierung und aus ihrer
Vorlage erſieht man, daß ſie die ſogenannte Reichs
vettelkaſſe des Herrn Dernburg, wie ſich der „Lokalan
zeiger“ auszudrücken beliebte, jetzt in einer Form machen
will, die wir nicht mitmachen werden.

(Zuſtimmung bei den Deutſchen Demokraten.)
Nun iſt es ja nicht meine Aufgabe, heute alle Sün

den hier zu rekapitulieren, die auf dieſem Gebiete be
gangen worden ſind. Es iſt ſchlimm genug, daß die
Beſten im deutſchen Volke ihr erſpartes Vermögen
verloren haben. Aber noch ſchlimmer als das iſt
die Tatſache, daß man ihnen jahrelang vorgegaukelt
2

hat, es ſei möglich, und man habe die entſchloſſene
Abſicht, ihnen wieder zu dieſem Vermögen zu ver
helfen, und daß wir jetzt an dem Punkte ange
langt ſind, wo dieſes traurige Spiel zu Ende iſt
und man zugeben muß, daß man die Verſprechungen
nicht einlöſen kann.

So wenig es ſonſt meine Art iſt, hier polemiſch zu
werden, muß man doch der hiſtoriſchen Wahrheit wegen
hier feſtnageln, was die Herren wenigſtens die maß
gebenden Herren in der vergangenen Zeit geſagt
haben. Da möchte ich zunächſt Herrn Hergt zitieren.
Herr Hergt, der ja früher die Deutſchnationale Partei
geführt hat, hat ich nehme hier ein Blatt, das ge
wiß ganz unverdächtig iſt, nämlich die „Neue Preußiſche

Zeitung am 25. Februar 1924 in dieſer Zeitung
zu den Grundlagen der Dritten Steuernotverordnung
Stellung genommen, und er hat damals geſagt, daß es
ſich darum handele, die generelle Zulaſſung der freien
Vereinbarung einerſeits und in Ermangelung derſelben
einen Mindeſtſatz mit einem ausreichenden Spielraum
nach oben für die feſtſetzende Aufwertungsſtelle feſtzu
legen. Er fährt dann fort

Das waren die Grundpfeiler, auf denen ſich das
deutſchnationale Aufwertungsſyſtem aufbaute, und
nur auf dieſe Weiſe konnte der flüſſigen Rechtsent
wicklung und den Verſchiedenheiten der einzelnen
Fälle im Jntereſſe der Schuldner ebenſo wie auch
der Gläubiger Rechnung getragen werden.

(ört! Hört! links.)
Er meint dann weiter, daß die Regierung leider an dem
entgegengeſetzten Standpunkte, nämlich an einem ſchema
tiſchen Einheitsſatz, für alle Fälle mit der Degreſſion
zugunſten der Schuldner bei oſfenbar grober Anbilligkeit
feſtgehalten und ſich damit zu konfiskatoriſchen Grund
ſätzen bekannt habe.

(Hört! Hört! links.)
Dann geht er auf die Frage der

Aufwertung der Reichsanleihen
ein und kommt zu dem Schluß:

Alles das ändert aber nichts an der fundamentalen
Vorſchrift, daß bis zur Erledigung ſämtlicher Repa
rationsverpflichtungen weder Zins noch Zahlung ge
fordert werden kann. Wie unmoraliſch, untreu und
unwürdig eine ſolche Vorſchrift erſcheinen muß, iſt in
den deutſchnationalen Leitſätzen bereits dargetan.

(Hört! Hört! links.)
Dann ſagt er, die Deutſchnationale Partei hätte unter
dieſen Vorausſetzungen den Grundſätzen der Dritten
Steuernotverordnung ihre Zuſtimmung verweigert.

(Hört! Hört! links.)
So Herr Hergt im Februar 1924!

Heute hat es ganz anders geklungen. Heute hat Herr
Hergt davon geſprochen, daß dieſe Sache dem Partei
betrieb entzogen werden müſſe.

(Lachen links
Das war ſchon lange unſere Meinung, aber nicht die

Meinung der Deutſchnationalen denn die Deutſchnatio
nalen haben auf dieſem Gebiet, das darf man in
aller Objektivität ausſprechen in einer Weiſe geſün
digt, wie es noch ſelten in der Wirtſchaftsgeſchichte eines
Staates vorgekommen iſt. S

(Lebhafte Zuſtimmung links.)
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enn Herr Hergt heute davon redet, man wolle Ent
haltſamkeit üben, ſo iſt mir dabei ein Satz eingefallen,
der heißt:

Enthaltſamkeit iſt ein Vergnügen
An Dingen, die wir doch nicht kriegen.

(Zuſtimmung und Heiterkeit links.)
Denn jetzt iſt die Einſicht da, daß das, was man ver
ſprochen hat, nicht geleiſtet werden kann. Aber immer
hin wollen wir uns darüber freuen, daß heute ein reuiger
Sünder zu uns geſprochen hat.

Sehr gut! links.)
Wir wollen hoffen, daß nicht mehr verſucht wird, mit
ſolchen Mitteln Wahlen zu machen.

(Rufe von den Sozialdemokraten Na! Nal)
Herr Dr. Steiniger, der gegenwärtig im Aufwertungs

ausſchuß ſitzt, hat ſich noch im Februar dieſes Jahres
S es iſt noch nicht allzu lange her nämlich am 28.
Februar in der „VNationalpoſt“, zu dieſer Frage geäußert,
und er hat dabei den alten Ladenhüter wieder hervorge
holt, der Währungsverfall ſei durch die Mißwirtſchaft der
früheren Negierungen des Reichs herbeigeführt worden.

Gört! Hört! links.)
Er hat dann gemeint, die grenzenloſe Anfähigkeit oder
Böswilligkeit dieſer Regierungen trage die Schuld daran.
Das iſt eine ſehr ſchwere Anklage, eine Anklage, die
aber meines Erachtens zum alten Eiſen gehört. Jch bin
die ganzen Jahre hindurch bei denjenigen geweſen, die
ſich kräftig das Recht zur Kritik herausgenommen haben,
und auch bei denjenigen, die oft verſucht haben, den
Karren, als er den Berg hinunterging, zum Halten zu
bringen. Aber wenn man heute den Kampf verfolgt,
den andere Staaten, die in einer ganz anderen Lage ſind,
wie Frankreich, mit einer nicht ſtabilen, mit einer
variablen Währung zu führen, haben, wenn man ſich
alle die Dinge vergegenwärtigt, die ſonſt noch getrieben
worden ſind ich will nicht an die wundeſten Punkte
rühren, wo noch
wird man zum mindeſten das eine zugeben müſſen, daß
die Kräfte auch der ſtärkſten Regierung nicht ausgereicht
hätten, dieſe Abwärtsentwicklung der Währung auf die
Dauer aufzuhalten.

(Zuſtimmung links.)
Daß wir erſt an einem ſo tiefen Punkte dazu gekommen
ſind, die Stabiliſierung zu machen, hängt auf der einen
Seite damit zuſammen, daß in jenem Augenblick alle
Leiſtungen an die Entente eingeſtellt wurden, auf der
anderen Seite mit dem pſychologiſchen Moment, daß
auch der hinterſte Mann in Deutſchland begriffen hatte,
eine weitere Steigerung der Preiſe, Löhne und Gehälter
habe keinen Zweck mehr. Dieſe zwei Vorausſetzungen
waren notwendig, damit die Sache überhaupt gehen
konnte.

Dann meinte aber und das iſt für unſeren vor
liegenden Fall noch viel wichtiger Herr Steiniger in
dieſer Darlegung

Wenn die Deutſchnationalen das ſind, was ſie
ſein wollen, ſo müſſen ſie tun, was einzelne bereits
getan haben, nämlich jede Bereicherung durch die
unſelige Jnſlation zurückweiſen.

(Lachen links
Wer ſich auf Koſten ſeines Mitmenſchen bereichert,
lediglich weil eine Verordnung des Reichs es ge
geſtattet, nenne ſich nicht deutſchnational.

(Hört Hört und Heiterkeit.)
Dann ſagt er weiter:

Die Deutſchnationalen haben ganz eindeutige Wahl
verſprechen gemacht. Wenn der Artikelſchreiber in
Nummer 36 ſie vergeſſen haben ſollte, die Wähler
kennen ſie um ſo beſſer.

(Zuruf von den Deutſchen Demokraten Leider nicht

Jnflation gemacht worden iſt dann

So geht es dann weiter. Er meint endlich
Das Rezept des Neichsfinanzminiſters Luther

mochte verwertbar ſein, wenn es von einem ab
ſoluten Diktator mit unbedingt zuverläſſiger Heeres
macht angewandt würde. Auch dann wär der
Wiederaufbau der Nation mit zu Anrecht Be
reicherken auf der einen und der großen Maſſe der
an jeder Gerechtigkeit Verzweifelnden auf der anderen
Seite kaum möglich. Ohne Dik atur war das
Rezept eine politiſche Anklugheit größten Stils,
re d Partei, die ſich für ihre Beibehaltung
einſetzt

Nun wollen wir abwarten, was jetzt geſchieht, und wir
hätten es gern geſehen, wenn die Herren Beſt und
Steiniger vielleicht kommt es noch in dieſer
Debatte ſich nunmehr zu der Sachlage, wie ſie jetzt vor
liegt, geſtellt hätten. Dann hätten wir vielleicht ge
ſehen, daß die Herren nicht mehr Arm in Arm
marſchieren, ſondern daß die Herren Beſt und
Steiniger, wenn ſie ſich ſelbſt treu bleiben, wohl
andere Wege gehen müſſen als die, die die Mehr
heit der Parteien in dieſem Hauſe anſcheinend zu
gehen entſchloſſen iſt.

Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Jch will nicht weitere Zitate anführen; ſie liegen ja

in Menge vor, und das deutſche Volk weiß, was auf
dieſem Gebiete in vergangenen Jahren geſchehen iſt.

Wenn wir uns die Frage der ſchematiſchen Auf
wertung im einzelnen vor Augen halten und die Sätze
prüfen, die die Regierung vorgeſchlagen hat, ſo ſind wir
auf der ganzen Linie der Meinung, daß weſentliche Ver
beſſerungen notwendig und möglich ſind

Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir ſind keineswegs der Meinung daß eine individuelle
Aufwertung möglich iſt; das habe ich vorhin ſchon ge
ſagt. Aber die Löſung, wie ſie vorgeſchlagen iſt, billi
gen wir nicht in allen Teilen und behalten uns Hand
lungsfreiheit in jedem einzelnen Falle vor Jch will
heute nur einige Punkte herausgreifen, die wir ſachlich
ſchon jetzt erörtern können.

Soweit die
Aufwertung der Hypotheken

in Frage kommt, ſind wir der Meinung, daß eine Teilung
dieſer Aufwertung in einen Grundſatz von 15 Prozent und
in einen Zuſchlag von 10 Prozent, wie ihn die Re
gierung proponiert, alſo in eine Grundaufwertung und
eine Zuſatzaufwerkung, nicht möglich iſt. Wir ſind
weiter der Meinung, daß es keinen Zweck hat, dieſe
10prozentige Zuſatzaufwerkung in die zweite Hälfte des
e e wie man ſich ausgedrückt hat, zu ver
weiſen

Sehr richtig l bei den Deutſchen Demokraten, bei
der Bayeriſchen Volkspartei und bei der Deutſchen

Volkspartei.)
Wir halten dieſe Löſung für juriſtiſch außerordentlich
kompliziert und ſchwierig.

(Erneute Zuſtimmung.)
Bei größeren Objekten, bei denen zahlreiche Rechte und
Laſten im Grundbuch ſtehen, werden hier unerträgliche
Rechtszuſtände geſchaffen.

(Wiederholte Zuſtimmung.)
Wir glauben auch nicht, daß es bei dieſen kompli

zierten Rechtszuſtänden dann möglich ſein wird, eine
Hypothek zu finden, die man hinter den 15 Prozent und
vor den 10 Prozent einſchieben kann.

Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten
Deswegen meinen wir, wie wir überhaupt auf der ganzen
Linie der Meinung ſind, daß Rechtsſicherheit und Ein
fachheit jetzt eine der wichtigſten Aufgaben ſind,

(Zuſtimmung)
die wir zu löſen haben, daß auf dieſem Gebiete, unbe

3

a



Art v T arWar a urd e e d avegW a u an ad l
hen J la ar azunuvz usallvzzusg Bunzlvce a nS2a2 z 2uho z pru usgv z2 J an a “2 Ang. an uagvhznva vqun auch a v 9 v

kümmert um die Folgen, ganz klare und einwandfreie,
auch für den Laien begreifbare Rechts und Sachzu
ſtände geſchaffen werden müſſen.

(Zuruf rechts Aber Kreditmöglichkeiten müſſen
doch auch noch da ſein

Verzeiben Sie, Herr Dr. Curtius, ſolange Sie mir
nicht aufzeigen, wer eine ſolche Hypothek hinter den
15 Prozent gibt, glaube ich nicht, daß es möglich iſt.
And wenn ſich einer findet, können die 15 Prozent
durch dieſe Hypothek abgelöſt werden; dann geht es
auch. Aber ſo, wie oben geſagt, geht es nicht. Des
wegen ſind wir der Meinung, daß wir dieſen Weg nicht
mitgehen, wobei wir allerdings auf dem Standpunkt
ſtehen da teilen wir die Meinung der Regierung
daß mit den Einſchränkungen, die die Regierung ſelbſt
macht, der öffentliche Glaube des Grundbuchs gewahrt
bleiben ſoll.

Wir haben uns dann die Frage vorgelegt: was kann
der Hausbeſitz

tragen And dieſe Frage liegt gar nicht ſo einfach.
Wenn Sie die Sparer und Höyporhekengläubiger
hören, ſo klagen ſie vielfach darüber, daß irgend
ein beſonders wertvolles Objekt aus der Belaſtung
heraus ſoll dadurch, daß die Aufwertung nicht in
ihrem Sinne gemacht wird, daß alſo Geſchäftshäuſer,
Hotels, Penſionen und wie die Dinge alle heißen,
Fabriken und ähnliche Objekte ebenſo bemeſſen werden
wie die Mietwohnhäuſer, deren Eigentümer ja durch die
gegenwärtige Geſetzgebung weitgehend ſelbſt enteignet
ſind. Aber trotzdem wird es ſchwer möglich ſein, einen
Anterſchied zu machen, und es wird notwendig ſein,
eine höhere Aufwertung dadurch zu ermöglichen, daß
man eine Entlaſtung des Hausbeſitzes nach anderer
Richtung vornimmt, wie das ja vorhin auch von ſozial
demokratiſcher Seite ausgeſprochen worden iſt, daß
man alſo die Steuerlaſten, die auf dem Hausbeſitz ruhen,
verringert oder aber, daß man in etwas noch die Mieten
erhöht. Einer dieſer beiden Wege muß eingeſchlagen
werden, ſollen wir überhaupt zu einem einigermaßen trag
baren Satz der Aufwertung kommen.

Die Frage der Rückwirkung kann unſeres Erachtens
weitergehend gelöſt werden, als das die Regierung vor
geſchlagen hat.

(Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Der eigentliche Dollarſturz hat nämlich nicht im De
zember 1922 begonnen, ſondern der große Dollarfturz
hat im Auguſt, September 1922 begonnen,

(ſehr richtig bei den Deutſchen Demokraten)
und das iſt alſo der Punkt, bis an den man ſowieſo
zurückgehen muß, wobei dann noch zu erörtern ſein wird,
wieweit man über dieſen Zeitpunkt noch hinausgehen
könnte. Aber ich glaube: dort iſt die Zäſur zu finden.

Wir ſind auch der Meinung, daß man nicht den
jenigen ſchlechter behandeln darf, der das Geld ge
nommen hat, gegenüber dem, der es nicht genommen,
ſondern ſich aufs Prozeſſteren gelegt hat. Diejenigen,
die das Geld genommen haben, ſind die braveren, ordent
licheren Staatsbürger gegenüber denjenigen, die ſich aufs
Streiten und Prozeſſieren gelegt haben, und diejenigen,
die den Verſprechungen vom Regierungstiſch geglaubt
haben, daß doch keine Aufwertung komme.

(Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir wollen wieder die Frage ernſtlich prüfen, wie man
die behandeln ſoll, die zu jener Zeit aus Not gekündigt
haben, obwohl wir heute noch keine Möglichkeit ſehen,
wie wir dieſe Frage löſen können.

Nun kommt die zweite Frage, die Frage der
Aufwertung der Obligationen,

hauptſächlich alſo der Jnduſtrieobligationen. Jn dieſem
Punkte hat aus den Erklärungen, die wir gehört haben,
herausgeklungen, daß man weitergehen will, als es die

Dritte Steuernotverordnung vorſieht. Nun iſt ja gerade
hier in den vergangenen Jahren das Blaue vom Himmel
herunter verſprochen worden, und es hat mich oft gewun
dert, daß die Jnduſtrie gerade dahin gehalten hat, wo die
Herren ſaßen, die ſie ſo ſehr belaſten wollten,

(ſehr gut bei den Deutſchen Demokroten)
während ſie es anderen Menſchen immer gleich übel
nimmt, wenn ſie davon reden, daß die Induſtrie auch
etwas zahlen ſoll.

(Sehr wahr! bei den Deutſchen Demokraten.)
Nun iſt zunächſt in dieſem Fall die Summe, die in

Frage kommt, außerordentlich zweifelhaft. Sie läßt ſich
nicht überſehen, und ſie iſt außerordentlich ſtrittig. Jch
habe aber das Gefühl, daß ſehr viele Jnduſtrieobliga
tionen und das beruht auch auf Erfahrungen, die ich
zitieren kann eingezogen, alſo zurückgezahlt worden
find, daß alſo die Summe der beſtehenden Belaſtung
nicht ſo groß iſt, wie man vermutet.

Nun wird allerdings geſagt: auf Grund des Dawes
Abkommens hat dieſe Induſtrie 5 Milliarden über
nehmen müſſen. Der Nachdruck liegt auf dem Wort
„dieſe Nänmlich nicht dieſe Jnduſtrie, die die Obliga
tionen ausgegeben hat, hat die 5 Milliarden übernommen,
ſondern die geſamte deutſche Jnduſtrie, und die Schultern
auf denen die 5 Milliarden ruhen, ſind breiter als die
Schultern, auf denen die alte Obligationslaſt der Jn
duſtriellen geruht hat. Das iſt auch ein Geſichtspunkt,
unter dem man die Erhöhung der Laſten der Induſtrie
prüfen muß. Wir ſehen die Schwierigkeiten auch in
dieſem Fall ſehr gut, und wir hüten uns, eine dema
gogiſche Politik zu treiben. Wir wiſſen, daß zwei Haken
beſteben. Nämlich der eine beſteht in der Beſtimmung
des S 21 der Dritten Steuernotverordnung, wonach eine
Steuer, eine ſogenannte Geldentwertungsausgleich
ſteuer zugunſten des Reichs von denjenigen Obligations
ſchuldern erhoben wird, die durch die Aufwertung nur
auf 15 Prozent entlaſtet worden ſind. Dieſe Steuer
beträgt 2 Prozent. Sie beträgt bei denjenigen, die ſchon
die Schulden vor dem Jnkrafttreten der Dritten Steuer
notverordnung getilgt haben, mehr als 2 Prozent, näm
lich ſie erhöht ſich um den Betrag heißt es wört-
lich „um den der Goldwert des für die Tilgung auf
gewendeten Betrages hinter dem Aufwertungsbetrag
zurückbleibt“, alſo bis zu 15 Prozent. Wir ſtehen aber
nicht an, zu ſagen, daß dieſe Schwierigkeit unter Am
ſtänden dadurch aus der Welt geſchafft werden kann, daß
die Weitererhebung dieſer Steuer, die nur zum geringer
Teil bereits erhoben iſt, eingeſtellt wird; es handelt ſich
hier nicht um allzu große Summen.

Sehr wahr bei den Deutſchen Demokroten.)
Eine große Sorge haben wir allerdings, die wir hier

offen ausſprechen wollen, daß man nämlich bei dieſen
Jnduſtrieobligationen ſehr ſchwer eine Anterſcheidung
zwiſchen Altbeſitz und Spekulationsbeſitz treffen kann.

(Sehr wahr bei den Deutſchen Demokraten.)
Dieſe Frage haben wir in unſeren Fraktionsverhand-
lungen allerdings noch nicht zu löſen vermocht. Wir
werden aber dem Gedanken nachgeben, die Jnduſtrie ſtärker
heranzuziehen, als es bisher der Fall geweſen iſt.

Die Guthaben, die die große Maſſe der Sparer hatte,
lagen bei den Sparkaſſen und bei den Lebensverſiche
rungen. Bei den Sparkaſſen und Lebensverſicherungen
ſoll es nun nicht eine prozentuale Aufwertung geben,
ſondern da ſollen die Vermögensmaſſen, die aus der
Aufwertung dieſen Jnſtituten zuſließen, durch einen Treu
händer verwaltet und unter die Berechtigten verteilt
werden. Soweit die Lebensverſicherung in Frage kommt,
wird hier nicht gut etwas anderes zu machen ſein. Jch
ſehe dazu keine Möglichkeit Soweit aber die Spar
guthaben in Frage kommen, ſind wir der Auffaſſung,



Zur u onava v t un un nne urt un en uvs ua b 239a qu au

w3 e
daß man die Gemeinden und Kreiſe, die für die
Sparguthaben gebürgt haben, nicht ohne weiteres
aus der Haftung entlaſſen kann.

Sehr war bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß dieſe Kaſſen, wenn
ſie überhaupt wieder zu Leben gebracht werden und wie
der Vertrauen bei der Bevölkerung bekommen ſollen,
ſchon in ihrem eigenſten Intereſſe und im Intereſſe der
hinter ihnen ſtehenden Gemeinden und Kreiſe daran denken
müſſen, eine beſtimmte Summe aufzuwerten. Wir werden
nach dieſer Richtung hin Vorſchläge machen, daß die
Sparkaſſen, ſoweit ſie entliche Sparkaſſen ſind, alſo
durch öffentlich rechtliche Korporationen verbürgt ſind, zu
einem beſtimmten Satz aufwerten müſſen, ganz gleichgültig,
wie die Teilungsmaſſe ausfällt, wobei wir ihnen eine

Spanne Zeit gewähren wollen, um dieſe Summe zu
ſammeln und Vorſorge treffen wollen, daß ſie nicht all
zuviel auf einen Sitz bezahlen müſſen und dadurch
Schwierigkeiten entſtehen.

(Sehr war! bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir glauben auch, daß es erzieheriſch auf die hinter
ihnen ſtehenden Kreiſe und Gemeinden wirken wird, wenn
ſie haftbar gemacht werden und ſich nicht einfach auf
den Standpunkt ſtellen können, daß dieſe Sparguthaben
nun einmal ausgeſtrichen ſind.

Das zweite Kapitel: die Frage der
Reichs, Staats und Gemeindeanleihen

hat die Regierung in dem Sinn entſchieden, daß ſie
auf 5 Prozent aufwerten und den Altbeſitzern dieſe
5 Prozent verzinſen, den Bedürftigen eine Zuſatz
rente geben will, während diejenigen, die nicht Alt
beſitzer und nicht bedürftig ſind, nur im Wege der
Ausloſung zu ihrem Vermögen kommen ſollen. Nun
iſt geſagt worden, daß es nicht angehe, Reichs Gemeinde
und Staatsanleihen in einen Topf zu werfen. Aber,
meine Herren, es iſt auch ſehr ſchwer man muß gerecht
ſein ſie auseinander zu halten. Daß man die Ge
meindeanleihen von den Länder und Reichsanleihen ſehr
leicht trennen kann, liegt auf der Hand. Aber die Län-
deranleihen von den Neichsanleihen zu trennen, iſt nicht
ſo ganz einfach; denn die Maſſe der Länderſchulden hat
vor dem Krieg in den Eiſenbahnſchulden beſtanden, und
gerade die größten Staaten, wie Preußen, Bayern, und
auch Mittelſtaaten, wie Baden, haben dieſe ganze Schuld
an das Reich abgegeben. Nur Württemberg von den
größeren Staaten hat die Eiſenbahnſchulden auf ſich be
behalten. Wenn man nun ſchon die Länderſchulden
anders behandeln will als die Reichsſchulden, dann
muß man zu den Länderſchulden die Schulden
rechnen, die das Reich aus den Eiſenbahnſchulden
übernommen hat und muß ſagen deswegen, weil
hier noch ein Gegenobjekt da iſt, nämlich das Objekt,
für das dieſe Gelder aufgenommen worden ſind,
muß h ier eine ſtärkere Aufwertung Platz greifen

Wir ſtehen dieſem Gedanken durchaus ſympathiſch
gegenüber. Wir meinen aber, bevor man eine endgültige
Entſcheidung trifft, muß einmal dem Zahlenmaterial, das
vorliegt, auf den Grund gegangen werden. Jch will nicht
bösartig werden gegen den Herrn Finanzminiſter wegen
ſeines Zahlenmatertals aus den letzten Tagen. Aber
Sie werden uns nicht übelnehmen, Herr Miniſter, wenn
wir auch dieſes Zahlenmaterial etwas n unter die
Lupe nehmen. Die Reichsregierung ſteht au dem Standpunkt, daß der Altbeſitz an Anleihen ſoweit er für die
Aufwertung in Frage kommt, etwa 20 Milliarden aus
machte. Darin wären alſo im weſentlichen die Eiſen
bahnſchulden und auch die änderſchulden enthalten. Wenn
ſich nun herausſtellen ſollte, was doch ſehr leicht
möglich iſt, daß dieſe Summe gar nicht 20 Milliar
den ausmacht, ſondern erheblich niedriger iſt, dann
ginge es unter Umſtänden auf dem Weg, daß man

alle dieſe Anleihen beſſer aufwertet und beſſer be
handelt, als dies bisher vorgeſehen iſt, dann brauchten
wir dieſe Unterſcheidung nicht zu machen; denn dieſe
Unterſcheidung wird uns einen ſehr großen Vor
wurf einbringen, nämlich den Vorwurf, daß wir die
jenigen ſchlecht behandeln, die in den Zeiten der
höchſten Not ihr Geld dem Reiche zur Verfügung
geſtellt haben, die Kriegsauleihezeichner.

Sehr war! bei den Deutſchen Demokraten.)
Während vor dem Kriege, ſagen wir einmal der ſtärkere
Mittelſtand und die kapitalbeſitzenden Klaſſen ihr Geld
beim Staat als ſichere Anlage angelegt haben, haben
gerade die mittleren und die kleinen Leute im Kriege ihr
Geld für den Staat geopfert.

Sehr richtig! bei den Deutſchen Demokraten.)
Das iſt nun das Moment, das für die umgekehrte Ent
wicklung der Dinge ſpricht

Wir ſind der Auffaſſung, daß der Begriff „bedürftig
der für die Zuſatzrente maßgebend iſt und der das Wort
Reichsbettelkaſſe hervorgerufen hat, von der ich vorhin
geſprochen habe, zu eng gefaßt iſt und daß man nicht
nur von denjenigen ſagen kann, ſie ſind bedürftig,
die unter 600 Mark Einkommen haben, ſondern
daß man dieſe Grenze ſchon etwas wird erweitern
müſſen.

Zuſtimmung bei den Deutſchen Demokraten
Darüber wird im einzelnen noch im Ausſchuß zu reden ſein.

Vor allem aber meinen wir, daß es auf keinen Fall
angehen wird, irgendwie den Gedankengängen Rechnung
zu tkragen, trotz aller ſchillernden Momente, die dafür
vorgebracht werden, daß etwa die Beſitzer die nicht Alt
beſiter ſind, alſo die Spekulationsbeſitz haben, nun
auch wie die Altbeſitzer behandelt werden

Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir haben die Auffaſſung, daß, wenn etwas
im deutſchen Staat verheerend war, das das
Elend war, das aus dieſer Spekulation heraus
dem deutſchen Volk erwachſen iſt. Und die
Schwierigkeiten mögen noch ſo turmhoch ſein,
die hier zu überwinden ſind, wir werden nie
die Hand bieten, dieſe Dinge miteinander zu
verquicken und damit die Spekulation zu ſank
tionieren, die auf der Not des deutſchen Volkes
aufgebaut war.

Eebhafter Beifall bei den Deutſchen Demokraten.)
Jch darf nun bei dieſer Gelegenheit noch eine Bemer

kung vom Standpunkt der hohen Politik aus machen
Es wird gegen eine weitergehende Aufwertung und beſſere
Behandlung der Anleihebeſitzer des Reichs vornehmlich
fortgeſetzt eingewendet, daß

das Dawes Gutachten
im Wege ſtehe, und es mag ja ſein, daß damals, als dieſe
Verhandlungen gingen, allerhand geſprochen worden iſt.
Ich bin aber der Meinung, daß das Dawes Gutachten, das
ſonſt volkswirtſchaftlich durchaus auf der Höhe ſteht
hier in einem Punkt einen ungeheuren Drugſchluß gemacht
hat, nämlich inſofern, als es der Meinung war, daß die
Lage des deutſchen Staats dadurch weſentlich beſſer ge
worden ſei, daß das Deutſche Reich ſeine inneren Schul
den abgeſchüttelt hat. Volks wirtſchaftlich geſehen bedeutet
das das Finanzminiſterium macht auch oft den Jrr-
tum, wenigſtens in ſeinen Begründungen, wenn man's
vielleicht auch ſo im ſtillen Kämmerlein nicht macht, aber
in den Schriftſtücken ſteht es ab und zu volkswirt
ſchaftlich bedeutet es für einen Staat keine Veränderung
ſeines Nationalvermögens, wenn dieſer Staat bei ſeinen
eigenen Bürgern Schulden hat.

Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Eine innere Schuls eines Staats iſt ein Guthaben
der Bürger beim Staat, und der Staat haftet den Bür-

5



a Aä a A du u. 2qu23 v tja A. un v S J J r Wer eW e S e. H. u uns ne, a
J 82 P r 1 3usduinv.uslerg a v n an w. Sus regnin s a nkvg. u in uns unu o u n v u unAnna u v v uuvz Gor urd Ja D. ans an ugäßßä gen a Busan S

gern wieder für das Guthaben, und zwar haftet er ihm
mit dem einzigen, was er hat, nämlich mit der Steuer
kraft derſelben Bürger. Alſo ändert ein derartiger Zu
ſtand an dem Beſitzſtand eines Volkes gar nichts und
die Tatſache, daß England heute hohe innere Schulden
hat, die Tatſache, daß Frankreich beute hohe innere
Schulden hat, iſt weder ein Vermögenszuwachs noch ein
Vermögensabwachs für die Volkswirtſchaft als Ganzes
geſehen. Deswegen iſt die Zerſchneidung der inneren
Schuld, dieſes Ausſtreichen der inneren Schulden volks
wirtſchaftlich keine Beſſerung der Lage des deutſchen
Staats, ſondern volkswirtſchaftlich nur eine Veränderung,
nur eine Verſchiebung in den Beſitzverhältniſſen der
deutſchen Steuerzahler. Das iſt meines Erachtens die
volks wirtſchaftliche Situation, die wir feſthalten müſſen,
wenn wir uns etwa bei unſeren Maßnahmen nach außen
hin zu verteidigen genötigt werden.

Nun hat die Vorlage der Regierung von ihrer grund
ſätzlichen Haltung, daß ſchematiſch aufgewertet wird,
einige Ausnahmen gemacht, Ausnahmen in der Richtung,
daß individuell aufgewertet wird, daß die Entſcheidung
alſo der Vereinbarung oder den Gerichten anheimgeſtellt
wird. Dieſe Fälle ſind im J 12 des erſten Teils auf
geführt. Wir können es nur begrüßen, daß die Reichs
regierung den Mut gefunden hat, bei Auseinanderſetzung
von Familien und Geſellſchaftsverhältniſſen einen anderen
Weg zu betreten und hier die Aufwertung ſagen wir
einmal den Gerichten anheimzuſtellen Wir ſind auch
darüber erfreut, daß bei dieſer Gelegenheit ein Fonds
von 150 Millionen herausgezogen iſt, der der Reichsre
gierung die Möglichkeit geben ſoll, den ganz kleinen An
leihebeſitzer bis zu 1000 Mark bis 15 Prozent abzufin
den und mit dem Reſt die Sparkaſſen, die Träger der
Reichsverſicherung und die reichs und landesrechtlichen
Erſatzkaſſen ſofott mit 5 Prozent zufriedenzuſtellen. Wir
meinen aber, daß dieſe Sätze nicht ausreichen, und wir
ſind geſonnen, uns mit der Reichsregierung und auch mit
den übrigen Parteien darüber zu unterhalten, ob hier
noch etwas geholfen werden kann, da wir namentlich be
züglich der Träger der Reichsverſicherung und der landes
rechtlichen und reichsrechtlichen Erſatzkaſſen eine beſſere
Behandlung wünſchen

Nun ſind wir gezwungen, wenn wir ſo über die Vor
lagen der Reichsregierung hinausgehen, zu ſagen, wie
wir uns die Deckung dieſer Dinge denken. Soweit es
ſich bei dieſem Weitergehen um zivilrechtliche Forde
rungen handelt, will ich am Schluß noch kurz einiges
auseinanderſetzen. Soweit eine ſtärkere Belaſtung des
Reiches in Frage kommt, ſind wir der Anffaſſung, daß
das Reich dieſe ſtärkere Belaſtung in beſchränktem Am
fange nach Lage der heutigen Finanzen ertragen kann.

(Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Weiter ſind wir der Auffaſſung, daß unſer alter Ge
danke verwirklicht werden ſollte, von dem vorhin die
Rede war, daß verſucht werden muß,

ein Vermögenszuwachs- und Vermögens
erhaltungsſteuergeſetz

zu machen, das den Zeitraum der Jahre 1913 bis 1924
umfaßt. Wir bedauern außerordentlich, daß die Ne
gierung in ihrer Denkſchrift dieſen Gedanken ſo ſehr
ablehnt, der ja von uns ſtammt. Herr Kollege
Dr. Dernberg hat ihn ſchon früher propagiert. Wir
hoffen, daß die Regierung nach dem Beſchluß den der
Ausſchuß geſtern gefaßt hat, ihren Standpunkt nunmehr
ändert und ſich herbeiläßt, dieſe Vorlage zu machen.
Wir hoffen beſtimmt, daß dann aus dieſer Vorlage
die zur Beruhigung im Volk außerordentlich beitragen
wird, die reſthichen Mittel fließen, die wir noch brauchen,
um zu unſerem Ziel zu kommen.

Damit will ich die Einzelheiten verlaſſen und mich
zum Schluß wenden. Man darf in dieſer ganzen Frage
6

der Aufwertung nicht ſo ängſtlich ſein. Jch bin bisher
auch ängſtlich geweſen, ſolange man die Wirtſchafe
und Finanzen des Deutſchen Reiches nicht überſehen
konnte. Jetzt, wo wir wieder feſten Grund unter den
Füßen haben, haben wir auch die Mögächkeit, eher
etwas zu tun als damals, wo wir noch nicht wußten,
wo die Reiſe hinging.

(Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Damals haben wir uns allerdings im Intereſſe des
Staates und auch der Sparer, die wir nicht täuſchen
wollten, die größte Zurückhaltung auferlegt und aus
nationalen Gründen auferlegen müſſen.

Jch will mich mit zwei Dingen auseinanderſetzen, die
immer geltend gemacht werden, wenn man die Auf
wertung verteidigr, zunächſt einmal mit der Behauptung
von der Verarmung der Wirtſchaft. Gewiß iſt die
deutſche Wirtſchaft verarmt; aber ändert es an dieſem
Zuſtand der Verarmung etwas, wenn wir die Auf
wertung anders geſtalten, als die Regierung vorgeſehen
hat Es bleibt doch alles genau beim alten. Die ganze
Sache iſt weiter gar nichts anderes, als daß das Vermögen
in Deutſchland wieder anders verteilt wird als jetzt.

(Sehr wahr! bei den Deutſchen Demokraten.)
Das, was dem Hausbeſitzer oder dem Hypothekenſchuldner
genommen wird, bezieht einfach ein anderer. Wenn
man daraus den Satz herleiten will, daß damit dem
Reich die Steuerkraft entzogen werde, ſo iſt auch das
unrichtig. Es mag ſein, daß man ein Haus ſteuerlich
leichter erfaſſen kann als eine Hypothek, weil man bei
der Hypothek nicht immer weiß, wem ſie gerade im
gegenwärtigen Moment gehört, daß man überhaupt
Objekte ſichtbarer Art leichter erfaſſen kann als Kapital
vermögen Das iſt aber kein Grund, ſich gegen die Auf
wertung zu wehren.

Es iſt auch falſch, wenn man behauptet, daß durch
derartige Vorgänge, wie ſie die Aufwertung mit ſich
bringt, produktives Kapital in unproduktives verwandelt
wird. Wenn Kapital aus irgendeinem Objekt heraus
gezahlt wird, wird es der andere entweder verzehren und
damit in die Wirtſchaft bringen und damit die Pro
duktion anxegen, oder er wird es bei den Sparkaſſen,
bei einer Bank oder ſonſtwo anlegen. Dann kehrt das
Kapital von ſelber in den Produktionsprozeß zurück.

(Sehr richtig bei den Deutſchen Demokraten.)
Man kann alſo auch mit dieſem volkswirtſchaftlichen
Argument nichts anfangen. Schwierig iſt es das will
ich denjenigen, die die Intereſſen der Jnduſtrie beſonders
verfechten, zugeben allerdings, wenn die Jnduſtrie
große Obligationenſchulden herauszahlen und damit ihe
Kapital ſchwächen müßte, wobei die Summe auch wieder
in den Produktionsprozeß zurückkäme und nur eine vor
übergehende Störung durch die Auszahlung entſtehen
würde. Jch vermag alſo nicht zuzugeben, daß aus der
Verarmung der Wirtſchaft ein Geſichtspunkt gegen die
Aufwertung hergeleitet werden kann.

Noch weniger vermag ich anzuerkennen, daß
aus der Aufwertung eine Jnflation

zu entſtehen imſtande iſt. Man ſagt: wenn erſt die
Hypotheken und die Staatsſchulden aufgewertet werden,
dann ſind wir in der Gefahr einer neuen Jnflation. Ja,
wenn aus der Aufwertung der Hypotheken eine Jnflation
entſtünde, dann wurde auch eine Jnflation aus der Auf
höhung der Mietzinſen entſtehen, und noch nie hat jemand
gewagt, zu behaupten, daß etwa aus der Erhöhung der
Mietzinſen eine Jnflation entſtehen würde.

Sehr richtigl bei den Deutſchen Demokraten.)
Wenn morgen zehn Prozent auf die Mieten drauf

geſchlagen würden, würde ſich im ganzen Hauſe nicht
einer ſinden, der mit dem Argument käme, daß dadurch
eine neue Jnſlation hervorgerufen würde. Genau ſo iſt
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es, wenn der Hausbeſitz die Hypothekengläubiger bezahlen
wird. Es wird einfach die Quote verringert, die ihm
bleibt, und wenn man die Mieten dazu erhöhen muß,
ändert das auch noch nichts an der Sache. Mit dieſem
Argument iſt alſo nichts anzufangen.

Wenn man die Sparkaſſen zwingt, Kapital anzuſam
meln, ſo bedeutet das auch keine Jnflation. Es bedeutet
bloß, daß die Sparkaſſen die Zuſchüſſe, die ſie von den
Gemeinden bekommen, anlegen und nicht freie Verfügung
darüber haben, ſondern dieſe Anlagen, die auch im volks
wirtſchaftlichon Prozeß ſind, für einen beſtimmten Zweck
zurückſtellen. Nur das bedeutet es, an der Sache ſelbſt
ändert es abſolut gar nichts.

Genau ſo iſt es ſogar mit den Reichsanleihen. Mit
den Reichsanleihen kann eine Jnflation nur dann ent
ſtehen, wenn ſich die Bank, die heute das Reich hat und
die keine Staats-, ſondern nur eine Privatbank iſt, die
vom Reich vollkommen getrennt iſt, dazu hergäbe, Noten
zu dem Zwecke zu drucken, dem Reich das Geld vorzu
ſtrecken, um ſeine Staatsanleihen zu verzinſen oder heim
zuzahlen. Das wäre die Möglichkeit, wie eine Jnflation
entſtehen könnte. Man kann ferner ſagen: dieſe Papiere
ſind alle lombardfähig, ſie kommen zur Bank, die Bank
wird ſie beleihen. Das wird auch noch keine Jnflation
bedeuten. Eine Jnflation bedeutet es auch in dieſem
Falle erſt, wenn dann die Notenbank dieſe Papiere da
durch beleiht, daß ſie ihrerſeits die Notenausgabe über
ſpannt. Aber dieſe Gefahr beſteht bei der heutigen
Deutſchen Notenbank nicht. Da können wir alle mitein
ander ruhig ſchlafen. Sie iſt ſo gut verankert und von
ſo guten Einflüſſen von außen her umgeben, doß ſie ſich
nicht dazu hergeben wird, zuviel Noten über das zu
läſſige Kontingent und über die vorhandene Deckung hin

Vor der Gefahr find wir unbedingtaus zu drucken.
ſicher.

So, meine ich, kann man aus dieſen Argumenten nichts
für die Aufwertung an ſich ſchließen als die Bahn iſt
frei. Die Frage iſt bloß die: was kann der einzelne
e e nach ſeiner privatwirtſchaftlichen

age und der Staat nach ſeiner Finanzlage leiſten
Jene volkswirtſchaftlichen Argumente können dabei keine
Rolle ſpielen

Nun ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß raſche Ar
beit notwendig iſt.

Sehr richtig! bei den Deutſchen Demokraten.)
Wir begrüßen, was Herr Keil geſagt hat, daß man bis
Ende Juni mit dieſer Sache fertig werden muß. Ein

mal müſſen wir mit der Beunruhigung zu Ende kommen.
Einmal müſſen wir den Mut haben, dieſe Sachen aus

Zuräumen, unbekümmert darum, ob ein paar Wähler für
uns oder gegen uns ſind. Die Wirtſchaft als Ganzes
hat ein vitales Intereſſe daran, daß wir zu einem end
gültigen Beharrungszuſtande kommen, und daß unter das
viele Anglück, das in Deutſchland in den vergangenen
Jahren paſſiert iſt, ſo oder ſo ein Strich gemacht wird.

Wir bedauern, daß der Mittelſtand in den vergange
nen Jahren ſo viel Schaden gelitten hat, und wir wiſſen
auch die Bedeutung dieſes Vorganges für das deutſche
Volk durchaus zu würdigen Kein einſichtiger Politiker
wird ſich dem Gedanken verſchließen können, daß aus
dieſer Amſchichtung des deutſchen Volkes für die Zukunft
und vor allen Dingen für die Lebensdauer und für die
ſtaatserhaltenden Fähigkeiten des deutſchen Volkes große
Gefahren erwachſen ſind. Dieſe Gefahren werden aber
nicht kleiner, wenn man nicht den Mut findet, zu Ende
zu kommen. Wir müſſen den Beteiligten ſagen wir
können nicht alles wiedergutmachen, was im Kriege und in
der Revolution geſündigt worden iſt und was in Deutſch
land zuſammeugebrochen iſt. Wir können nur die Not
und das Elend lindern, dazu haben wir den feſten Willen
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